                                          R e c h t s a n w a l t 


 M A G.  H A N S  T E U C H T M A N N 

  M e d i a t o r                                                   


30 Cga 17/04 t

An das Landesgericht als 

A R B E I T S-   U N D   S O Z I A L G E R I C H T

Wienerstraße 9

7000 Eisenstadt

klagende Partei:
Anton Hedenig


7031 Krensdorf, Johannessiedlung 3
vertreten durch:


beklagte Partei:
1.) Infrastruktur Bau AG

 
1010 Wien, Friedrichstraße 4


2.) ÖBB Personenverkehr AG


1010 Wien, Elisabethstraße 9

vertreten durch:
Kunz, Schima, Wallentin


Rechtsanwälte KEG


Porzellangasse 4-6


1090 Wien

wegen:
a)
Feststellung der Ungültigkeit der Vereinbarung vom 30.04.2004 Strw.:



€     8.000,00


b)
Feststellung
 der Gültigkeit des ÖBB Dienstrechtes 


zum Stichtag 31.12.2003 ; Strw. : 

€     8.000,00

c) 
Feststellung des aufrechten Dienstverhältnisses mit der Beklagten;  Strw. : 


€     8.000,00

 
Gesamtstrw.:




€   24.000,00

Stw.bem.  gem. § 56 Abs. 2 JN iVm § 2 Abs. 1 ASGG

I.   B E R U F U N G 

und

II.   K O S T E N R E K U R S 

und

III.   A N R E G U N G gem. Art. 89 Abs. 2 B-VG

3 fach

1 HS

I.

In umseits bezeichneter Rechtssache erhebt die klagenden Partei gegen das Urteil des Landesgerichtes Eisenstadt vom 7.4.2006, Gz:30 Cga 17/04t, zugestellt am 4.5.2006, innerhalb offener Frist durch ihren ausgewiesenen Vertreter nachstehende 

B E R U F U N G:

an das Oberlandesgericht Wien als Berufungsgericht.

Das obzitierte Urteil wird im Umfang der Klageabweisung zur Gänze angefochten, die Berufungsgründe der Nichtigkeit, der  Aktenwidrigkeit, der unrichtigen rechtlichen Beurteilung, der Mangelhaftigkeit des Verfahrens, der unrichtigen bzw. unvollständigen Tatsachenfeststellung auch aufgrund unrichtigerer Beweiswürdigung geltend gemacht, und hierzu wie folgt ausgeführt:

A.)
Zur unrichtigen rechtlichen Beurteilung

a.)
Rechtsrüge im engeren Sinn:

1.)
Ausgehend von der erstgerichtlichen Feststellung, wonach gem. § 67 Abs. 3 AVB Z 16 die Bestimmungen der §§ 44 der Dienstordnung in der bis zum Inkrafttreten der AVB geltenden Fassung weitergelten (Urteil Seite 24) erweist sich die rechtliche Schlussfolgerung, dass Regelungen, welche der Arbeitgeber und der Betriebsrat aushandeln, die Vermutung der Angemessenheit und adäquaten Berücksichtigung der Belegschaftsinteressen für sich haben (Seite 32, 1. Abs. unten) als unrichtig, weil es für eine derartige rechtliche Beurteilung keine Rechtsgrundlage gibt. 

Grundsätzlich ist nämlich nur davon auszugehen, dass diese Vereinbarung nach ihrem Wortlaut lediglich bedeutet, dass die Fassung der Dienstordnung gegolten hat zum jeweiligen Zeitpunkt des Eintritts des Dienstnehmers. 

Eine Ermächtigung zur Abänderung des individuellen Dienstvertrages durch den Dienstgeber nach freiem Belieben ist weder aus den objektiven Wortlaut der Vereinbarung, noch unter Zugrundelegung des hypothetischen Parteiwillens redlicher Vertragspartner nicht abzuleiten. 

Im Übrigen widerspricht einer derartigen Interpretation auch die vertraglich eingeräumte Möglichkeit, gegen Änderungen Widerspruch zu erheben, widrigenfalls diese als vorbehaltslos angenommen gelten. Das kann objektiv nur bedeuten, dass bei Erhebung des Widerspruchs keine Gültigkeit eintritt. 

Überdies wäre die Einräumung eines derartigen Widerspruchsrechtes sinnlos, wenn ohnehin in der Klausel „in der jeweils gültigen Fassung“ bereits die Ermächtigung zur einseitigen Abänderung des Dienstvertrages beinhaltet sein soll. 

Dazu kommt noch, dass gem. § 67 Abs. 3 AVB (Urteilsfeststellungen Seite 24 Mitte) ausdrücklich vereinbart worden ist, dass für den Bediensteten, der vor dem Inkrafttreten der AVB nach den Bestimmungen des § 2 BO (richtig wohl DO) 1963 Angestellter worden ist (Bundesbahn- Beamter) die Bestimmungen der AVB unter Berücksichtigung der nachfolgenden Abweichungen weiter gelten:

Ziffer 16: Die Bestimmungen der §§ 44 der Dienstordnung in der bis zum Inkrafttreten der AVB geltenden Fassung gelten weiter.

Wenn nunmehr trotz dieser klaren Anordnung der Gültigkeit dieser Rechte das Erstgericht davon ausgeht, dass diese ausdrückliche Gültigkeit ebenfalls unter die Jeweilsklausel fällt, dann ist dies mit dem Wortlaut der Vereinbarung nicht vereinbar. Im Gegenteil, es herrscht hier eine widersprüchliche und unklare Formulierung. Nachdem die Dienstordnung, sowie die AVB jeweils vom Dienstgeber formuliert wurden, und sich der Dienstnehmer diesen unterworfen hat, gehen bei der Interpretation des Inhaltes des Vertrages undeutliche Formulierungen zum Nachteil desjenigen, der sich derer bedient hat, sohin der Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen bzw. deren Nachfolgegesellschaften. 

Dies verkennt das Erstgericht bei der rechtlichen Interpretation der Vertragsgrundlage.

2.)
Der Kläger hat im Sinne des § 4 der Dienstordnung (Beilage ./A Seite 6) der Vereinbarung vom 31.12.2004 (Beilage ./B) widersprochen (Urteilsfeststellungen Seite 22, 5. Abs.), und damit die Änderung seines Dienstvertrages nicht vorbehaltlos angenommen, sondern dagegen protestiert und somit Widerspruch erhoben. 

Richtig ist, dass gem. § 4 für Änderungen der vorbehaltenen Rechte eine schriftliche Frist vom Dienstgeber festzusetzen gewesen wäre, welche bis dato nicht festgesetzt worden ist. Damit hat sich der Kläger gegen die beabsichtigte Änderung entsprechend seinem Vertrag zur Wehr gesetzt, und grundsätzlich diese Änderung nicht akzeptiert. Damit gelten die Rechte gem. § 40 Dienstordnung, welche dem Kläger vorbehalten blieben jedenfalls, weil sonst das Widerspruchsrecht gem. § 4 DO (Urteilsfeststellung Seite 27 Mitte) sinnlos wäre.
(Beilage ./A Seite 7 oben, Seite 6 unten). Gemäß § 67 Abs. 3 Z 16 AVB gelten die §§ 4 und 40 der Dienstordnung in der bis zum Inkrafttreten der AVB geltenden Fassung weiter. 

Wenn nunmehr das Erstgericht entgegen den eigenen Feststellungen davon ausgeht, dass auch die ausdrückliche angeordneten gültigen Rechte unter die Jeweilsklausel gem. § 1 Abs. 3 AVB fallen, widerspricht dies dem Wortlaut der zitierten Bestimmungen, und dem Verhandlungsergebnis der Interessensvertretungen im Jahre 1994/1995, sowie den Auslegungsregeln gem. §§ 914f ABGB und nach den Verhandlungsergebnissen der Interessensvertretungen (Blg./BBB; ./CCC; ./K; ./RRR). 

3.)
Nachdem ausdrücklich ein Protest nach dem AVB zulässig ist und dieser auch festgestellt wurde, hat der Kläger von seinem Einspruchsrecht Gebrauch gemachte, und damit die Gültigkeit der Vereinbarung außer Kraft gesetzt. 

Das der Kläger an die Personalvertretung und den Vorstand eine Ermächtigung erteilt hätte, in sein Dienstrecht einzugreifen, wurde seitens der beklagten Parteien nicht behauptet. Im Übrigen ist das Gegenteil der Fall, worauf im Bereich der sekundären und primären Verfahrensmängel einzugehen sein wird. 

4.)
Die Jeweilsklausel ist daher so zu interpretieren, dass der Dienstgeber nur dann in das Dienstrecht eingreifen kann, wenn der Dienstnehmer dagegen nicht protestiert. Gerade hierzu gibt es eben den Gestaltungsbehelf des Protestes. 

Nachdem die gewährleisteten Rechte nicht unter die Jeweilsklausel fallen, weil dies nicht Konsens zwischen den Interessensvertretern seit der Dienstrechtsnovelle 1992 war und im Übrigen nach allgemeinen arbeitsrechtlichen Prinzipien günstigere Einzelvereinbarungen den kollektivvertraglichen Bestimmungen automatisch derogieren, ist auch deshalb die rechtliche Beurteilung des Erstgerichtes inhaltlich unrichtig (vgl. Floretta/Spielbüchler/Strasser II 3 mwN, 9 Ob A 146/94). Darauf hat sich der Kläger auch im Punkt 3. seines Schriftsatzes vom 04.01.2005 ausdrücklich berufen.

5.)
Nach ständiger Rechtssprechung sind die verschiedenen Dienstvorschriften wie Bundesbahnpensionsordnung, Dienstordnung, Besoldungsordnung, usw. nur Vertragsschablonen, die mit dem Abschluss der jeweiligen Einzeldienstverträge rechtlich wirksam werden. Nach herrschender Auffassung bringt der jeweilige Bedienstete seinen Unterwerfungswillen dadurch hinlänglich zum Ausdruck, dass er den im Verleihungsschreiben enthaltenen ausdrücklichen Hinweis, das auf das Dienstverhältnis die DO (= Dienstordnung) in ihrer letzten Fassung, sowie die sonstigen für die Beamten der Österreichischen Bundesbahnen jeweils geltenden Bestimmungen Anwendung finden, widerspruchslos zur Kenntnis nimmt (vgl. soweit ersichtlich zuletzt OGH 16.10.2003, GZ 8 ObA 16/03s mit zahlreichen Judikaturnachweisen).

Gerade dies hat aber der Kläger auf Basis der erstgerichtlichen Feststellung nicht getan, weil er protestiert und Widerspruch erhoben hat (vgl. erstgerichtliche Feststellungen, Urteil Seite 22 Mitte).

Damit kommt es schon auf Basis dieser Feststellungen nicht zur Klärung der Frage, ob der in der Jeweilsklausel zum Ausdruck kommende Änderungsvorbehalt ein Gestaltungsrecht des Dienstgebers umfasst, das nach dem Grundsatz von Treue und Glauben und billigem Ermessen auch verschlechternde Bestimmungen seitens des Dienstgebers zulassen könnte. 

Aufgrund dieser unrichtigen rechtlichen Beurteilungen hat das Erstgericht offenbar jegliche Beweisaufnahme zur Frage, ob ein allfälliger Eingriff das Ausmaß der zulässigen Intensität überschreitet, bzw. sittenwidrig ist, nicht aufgenommen, worauf bei den sekundären Verfahrensmängeln noch näher einzugehen sein wird (vgl. 8 ObA 16/03s).

6.)
Unter Berücksichtigung der erstgerichtlichen Feststellungen, wie sie in den obigen Punkten angeführt sind, hätte daher das Erstgericht in rechtlicher Hinsicht zum Ergebnis gelangen müssen, dass die Vereinbarung zwischen dem Vorstand der Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen und dem Betriebsrat (Blg./B) in den individuellen Dienstvertrag des Klägers mit dieser Gesellschaft einzugreifen droht, wobei die rechtliche Qualität dieser Vereinbarung (Blg./B) unklar ist. Insbesondere gab es zum Zeitpunkt des Abschlusses dieser Vereinbarung keinen Betriebsrat bei der Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen, sodass diese per se nichtig ist.

Aufgrund des arbeitsrechtlichen Günstigkeitsprinzips war aber durch diese Vereinbarung eine unklare Rechtslage entstanden, weil die sofortige Gültigkeit angeordnet wurde und keine Widerspruchsfrist, wie sie in § 4 DO vertraglich festgelegt ist, von der vorgesetzten Dienststelle bekannt gegeben worden ist (vgl. Urteil Seite 27, Mitte).

In der Folge hätte das Erstgericht das Feststellungsinteresse bejaht, und hätte dem Klagebegehren im Punkt a.) und c.) jedenfalls Folge gegeben.

7.)
Das Erstgericht hat auf Seite 23 oben der Urteilsfeststellungen festgestellt:

Die klagende Partei war seit ihrer Aufnahme und auch im Zeitpunkt der Umstrukturierung in einem Kernbereich des Personenverkehrs tätig. Daher wurde sie auch im Zuge der Umstrukturierung ab 01.01.2005 der neu gegründeten ÖBB Personenverkehr AG – der zweitbeklagten Partei – zugeordnet, was der klagenden Partei auch mittels Schreiben vom 21.12.2004 mitgeteilt wurde. 

Auf Basis der erstgerichtlichen Feststellungen ist daher die rechtliche Schlussfolgerung, wonach gem. Punkt 3.a. festgestellt werde, dass zwischen der klagenden Partei und der zweitbeklagten Partei der Dienstgeber der klagenden Partei die zweitbeklagte Partei sei, nicht möglich, weil nicht festgestellt worden ist, dass das Dienstverhältnis wirksam übergegangen ist. 

Da mit gegenständlicher Frage das Dienstrecht zum Zeitpunkt der Klagseinbringung am 16.09.2004 abklärt, betrifft sie das Verhältnis der klagenden Partei zur ehemaligen Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen und deren nunmehrige Rechtsnachfolger, ÖBB Infrastruktur Bau AG, auf welche auch die Umstellung erfolgt ist. 

In der Folge stellt sich dann die Frage, ob der Betriebsübergang rechtswirksam erfolgt ist, worauf das Feststellungsbegehren in Punkt b.) abzielt. Nachdem gegen die Betriebsübergangsrichtlinie verstoßen wurde, dass Erstgericht allerdings ohne Sachverhaltsfeststellung gegenteiliges feststellt, bzw. diesbezüglich widersprüchliche Feststellungen getroffen hat, und überdies die Widerspruchsklage nach AVRAG beim Landesgericht Wien erhoben ist, kann die Frage, ob das Dienstverhältnis zur ÖBB Personenverkehr AG übergegangen ist, nicht festgestellt werden. Aus diesem Grunde war auch auf Basis der erstgerichtlichen Feststellungen dem Feststellungsbegehren, dass das Dienstverhältnis mit der erstbeklagten Partei zu Recht besteht, Folge zu geben. 

Solange der Widerspruch zu GZ 6 Cg 20/05m des ASG Wien anhängig ist, kann nicht festgestellt werden, das Dienstgeber der klagenden Partei die zweitbeklagte Partei ist. Aufgrund der Widerspruchsklage ist daher davon auszugehen, dass aktuell der Dienstgeber die erstbeklagte Partei ist.

Auch insofern liegt unrichtige rechtliche Beurteilung durch das Erstgericht vor. 

K L A G S Z U R Ü C K Z I E H U N G :

Aus Gründen der prozessualen Vorsicht, insbesondere weil die Widerspruchsklage nach den Bestimmungen des AVRAG zwischen dem Kläger und der zweitbeklagten Partei beim Arbeits- und Sozialgericht Wien anhängig ist, zieht der Kläger den Urteilsantrag zu 3A zurück, weil diese Feststellung in rechtlicher Hinsicht erst dann möglich ist, wenn über die Klage im Verfahren zu GZ 6 Cg 20/05m des ASG Wien rechtskräftig entschieden worden ist. 

8.)
Wenn das Erstgericht in seiner rechtlichen Beurteilung feststellt, dass die Vereinbarung Blg./B das rechtliche Interesse des Klägers nur mittelbar, nämlich erst durch deren Umsetzung in einfachgesetzlicher oder kollektivvertraglicher Anordnung bzw. in Richtlinien berührt, dann steht dies im klaren Widerspruch zur Feststellung, wonach diese Vereinbarung am 01.05.2004 in Kraft tritt (Seite 22, 3. Abs.), und widerspricht auch dem beiderseitigen Vorbringen (der Beklagten im VSS vom 30.12.2004, Seite 17, vorletzter Absatz:

„Entgegen den Ausführungen des Klägers besteht nicht nur die Möglichkeit, dass die Vereinbarung vom 30.04.2004 umgesetzt wird, sondern wurde diese in weiten Teilen (siehe Punkt 5.) bereits umgesetzt“)

Seite 5, letzter Absatz:

„Auf der Grundlage der Vereinbarung vom 30.04.2004 hat der Vorstand der beklagten Partei im Einvernehmen mit dem Betriebsrat – verschiedene Vertragsschablonen (insbesondere die AVB und die dazu ergangenen Durchführungsrichtlinien) abgeändert, und die Änderungen in die Arbeits- und Sozialrechtsinfonummer 2/2004 veröffentlicht.

Die vom Kläger in Punkt IV. der Klage erwähnten Rechtsgrundlagen der Dienstvereinbarungen „gelten daher – wie noch zu zeigen sein wird – insoweit nicht mehr in der Fassung vom 31.12.2003.“

9.)
Das Erstgericht verkennt aber auch, dass die klagende Partei für den Fall, das festgestellt wird, dass auch nur Teile der Vereinbarung vom 30.04.2004 für seinen Dienstvertrag Rechtsgültigkeit erlangen, diese wegen von der erstbeklagten Partei veranlassten Irrtums angefochten worden ist (vgl. VSS 17.06.2005, Punkt I.1., letzter Satz). Mehrmals wurde auch der Einwand der Sittenwidrigkeit einer derartigen Vertragsänderung erhoben (vgl. VSS 12.12.2005, Seite 5 Punkt e, Seite 9, Punkt zu 5.; VSS vom 04.01.2005, Seite 6, Punkt 6.).

10.)
Das Erstgericht hat jegliche Sachverhaltsaufnahme und Feststellung unterlassen, obwohl es bereits aus den vorgelegten Urkunden offenkundig ist, dass die ÖBB Bundesbahnstruktur zu keiner Entlastung des Steuerzahlers gekommen ist, und auch zu keinerlei Einsparungen, sondern im Gegenteil dazu, dass die zweitbeklagte Partei pleite ist (vgl. Blg./G; ./Q; ./R; ./HH; ./PP; ./SS bis ./XX; ./FFF bis ./NNN).

Der Kläger hat diesbezüglich auch Fragen an Herrn Dr. Kurt Ebner gestellt (Protokoll über mStV vom 14.12.2005, Seite 23 Mitte).

Das Gericht hat diese Frage nicht zugelassen. Der Klagsvertreter hat diese Nichtzulassung gerügt. Auch aus diesem Grunde liegt ein Verfahrensmangel vor. Wäre die Frage zugelassen worden, hätte der Zeuge angegeben, dass die ÖBB Bundesbahnstruktur keinerlei Einsparungen bzw. Entlastungen für den Steuerzahler gebracht hat. In der Folge hätte das Erstgericht dem Sittenwidrigkeitseinwand stattgegeben, und auch dem Einwand der Irrtumsanfechtung, weil die Einsparungen beim Dienstvertrag des Kläger zu keiner Entlastung geführt, welche in betriebswirtschaftlicher Hinsicht nötig gewesen wäre. In der Folge hätte das Erstgericht festgestellt, dass das Dienstrecht zum Stichtag 31.12.2003 zwischen dem Kläger und der erstbeklagten Partei, allenfalls zwischen dem Kläger und den beklagten Parteien, in eventu zwischen dem Kläger und der zweitbeklagten Partei aufrecht Gültigkeit entfaltet. 

11.)
Im Übrigen wurde auch darauf hingewiesen, dass die erstbeklagte Partei durch eine jahrelange unwidersprochene Betriebsübung auf einen Eingriff in das Dienstrecht des Klägers verzichtet hat. 

Schließlich wurde auch vorgebracht, dass eine jahrelange unwidersprochene diesbezügliche Betriebsübung vorliegt, welche Bestandteil des Dienstvertrages geworden ist. 

Sowohl Verzicht, als auch unwidersprochene Betriebsübung ergeben sich aus den erstgerichtlichen Feststellungen. Auch aus diesen Gründen hätte dem Feststellungsbegehren des Dienstrechtes im Urteilsspruch im Hauptbegehren Folge gegeben werden müssen. 

b.)
Sekundäre Verfahrensmängel:

Das Erstgericht hat offenbar infolge vorgreifender unrichtiger rechtlicher Beurteilung anlässlich der Streitverhandlung am 14.12.2005 sämtliche Beweisanträge wegen Unerheblichkeit zurückgewiesen (Prot. S 35 unten).

1.)
Hätte das Erstgericht die beantragten (Prot 14.12.2005 S 34 unten/35 oben) Zeugen Franz Hums, Dr. Peter Fischer, Wilhelm Haberzettl, Gottfried Winkler und Dr. Wolfgang Moldaschl einvernommen, hätte es festgestellt:

Die Rechte nach §§ 4,40 DO sind gem. §67 abs. 3 Z 16 AVB statischer Vertragsinhalt zwischen dem Kläger und der Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen geworden.

Dies ergibt sich auch aus den vorgelegten Urkunden Blg./A; ./K; ./HH; ./BBB; ./CCC; ./RRR.

Hätte das Erstgericht diese Feststellungen getroffen, hätte es dem Klagebegehren stattgegeben, weil dann die Vereinbarung Blg./B als unzulässiger Eingriff in den Dienstvertrag des Klägers gewertet worden wäre.

2.)
Hätte das Erstgericht die im VSS vom 30.11.2005 beantragte Einvernahme der Zeugin Dipl. Kaufmann/Frau Wilhelmine Goldmann durchgeführt, hätte es festgestellt:

Die Ziele und der Zweck der Reform der Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen welche durch das Bundesbahnstrukturgesetz 2003 erreicht hätten werden sollen, war von vorne herein betriebswirtschaftlich zum Scheitern verurteilt, und nicht effizient, diskriminierungsfreiheitssteigernd, modernisierend, im Sinne eines bestimmten Gesetzesbegriffes etc.

Hätte das Erstgericht diese Feststellungen getroffen, hätte es dem Klagebegehren stattgegeben. Der Eingriff in den Dienstvertrag des Klägers ist dann nämlich sittenwidrig.

3.)
Hätte das Erstgericht die im VSS vom 23.2.05 beantragten Zeugen Haberzetl, Moldaschl, Rüdiger vorm Walde und Winkler einvernommen, und ein Gutachten eines Spezialisten der Lohn- und Pensionsberechnung eingeholt, hätte es festgestellt:
· dass Blg./A ausgenommen der pensionsrechtlichen Bestimmungen den zum 31.12.2003 gültigen Dienstvertrag zwischen den Streitteilen beinhaltet;

· dass die Vereinbarung Blg./B massiv in die Rechte aus diesem Dienstvertrag eingreift;

· dass die Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen auch vor dem Bundesbahnstrukturgesetz eigenverantwortlich agiert hat, in der Unternehmensführung und -rechnung, flexibel in der Leistungserbringung, kundennah, und eine moderne kostensparende transparente und diskriminierungsfreie Unternehmensstruktur aufgewiesen hat;

· dass durch das Bundesbahnstrukturgesetz eine Zerschlagung des Unternehmens Österreichische Bundesbahnen in bloße Funktionseinheiten erfolgt und diese wechselseitig in ihrer Leistungserbringung von einander völlig funktionell abhängig sind;

· dass durch das Bundesbahnstrukturgesetz es zu keinerlei Einsparungen kommt, sondern im Gegenteil Mehraufwendungen aufgrund der Verzehnfachung der Managementposten und des enormen wechselseitigen bürokratischen Rechnungslegungs- und Bilanzierungsaufwandes entstehen;

· dass einziger Sinn und Zweck des Bundesbahnstrukturgesetzes die Entrechtung des Klägers und der sonstigen Dienstnehmer war und ist;

· dass durch die rechtswidrige Neuschaffung des ÖBB-Dienstrechtes es zu mittelfristigen Einsparungen von etwa € 100 Mio. kommt; und dass € 12 – € 16 Mio. durch die Einsparung bei Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, € 22 Mio. durch Entfall von Urlaubsregelungen (WUZ, FUZ, TUZ), € 30 – € 35 Mio. durch die Streichung des Nachtzeitzuschlages, durch Änderungen bei Vorrückungen € 27 – € 35 Mio., durch den Wegfall des Vetorechtes der Gewerkschaft bei € 1 Mio.  € 114 Mio. aus Drohpotential durch Einführung von Arbeitszeit und Arbeitsruhegesetz aufgrund EU- Richtlinie, einseitig zu Lasten der Dienstnehmer sowie des Klägers eingespart werden sollen, und Mehrkosten durch den neuen ÖBB- Kollektivvertrag nur mehr € 43 Mio. betragen; 

· dass durch die drohende Einführung des neuen Dienstrechtes es bei einem Triebfahrzeugführer zu einem monatlichen Gesamtverlust von etwa 35 % kommt, bei einem Verschieber zu 25 % Verlust ebenso bei einem Schaffner und Zugchef, einem Buslenker und einen Fahrdienstleiter, wie es der Kläger ist.

· dass für das Bundesbahnstrukturgesetz keine betriebswirtschaftliche Veranlassung bestanden hat, sondern lediglich eine politische Weisung. 

Zu diesem Beweisthema wurde auch die Einvernahme der Weisungsgeber als Zeugen Vizekanzler Hubert Gorbach und Staatssekretär Mag. Helmut Kukacka, pA BM für Verkehr, Innovation und Technologie, 1030 Wien, Radetzkystraße 3, sowie ein SV- Gutachten eines Buchsachverständigen beantragt (VSS vom 04.01.2005, Seite 2, VSS vom 23.02.2005, Seite 16).

· dass § 40 Dienstordnung ein Schlechterstellungsverbot beinhaltet, wenn gegen Dienstrechtsänderungen Widerspruch erhoben wird, sodass bei Widerspruch nur eine dynamische Verweisung zur Verbesserung des Dienstrechtes existiert, und deshalb Verschlechterungen aufgrund des Inhaltes dieser Vereinbarung vertraglich einseitig nicht angeordnet werden können.

· dass die Beklagte garantiert habe, dass abweichend von einzelnen Bestimmungen der AVB die entsprechenden Bestimmungen der mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft getretenen Besoldungsordnung 1963, sowie der Dienstordnung aufrecht bleiben, und dies bis dato auch immer unwidersprochen eingehalten und praktiziert worden ist.

· dass es durch den geplanten Betriebsübergang zu wesentlichen Verschlechterungen der individuellen Arbeitsbedingungen kommt, nämlich: 

A.)
Triennalsprung statt Biennalsprung : 

a.)
Eine wesentliche Schlechterstellung besteht schon darin, dass aus der zweijährigen Vorrückung eine dreijährige Vorrückung bei den Gehaltssprüngen festgelegt wurde. 


Dadurch kommt es auch zu einer Schmälerung der Bemessungsgrundlage für den Durchrechnungszeitraum zur Ermittlung des Pensionsanspruches. In der Folge wird sich aus diesem minderen Verdienst auch die Pensionshöhe vermindern. Dies ist ein bedeutender Faktor für die gesamte Lebensplanung welche der Kläger getroffen hat. 


b.)
Hierzu wird folgendes konkretes und reales Beispiel angeführt:


	System neue Vorrückung
	System ALT ( 2Jährige Vorrückung )
	
	wirkt ab
	Minderung in

	Stufe
	gilt ab
	Gehalt
	
	Gehaltsstufe
	Wirksam mit
	Gehalt
	Differenz in €
	Monate
	€

	Stufe 8
	01.01.2005
	2.014,14
	
	Stufe 8
	01.01.2005
	2.014,14
	
	
	

	Stufe 9
	01.07.2006
	2.065,25
	
	Stufe 9
	01.01.2007
	2.065,25
	51,11
	6
	306,66

	Stufe 10
	01.01.2009
	2.115,75
	
	Stufe 10
	01.01.2009
	2.115,75
	50,50
	0
	0,00

	Stufe 11
	01.01.2012
	2.167,77
	
	Stufe 11
	01.01.2011
	2.167,77
	52,02
	-12
	-624,24

	Stufe 12
	01.01.2015
	2.219,34
	
	Stufe 12
	01.01.2013
	2.219,34
	51,57
	-24
	-1.237,68

	Stufe 13
	Ausfall
	2.315,90
	
	Stufe 13
	01.01.2015
	2.315,90
	96,56
	-36
	-3.476,16

	Stufe 14
	01.01.2021
	2.424,82
	
	Stufe 14
	01.01.2017
	2.424,82
	108,92
	-36
	-3.921,12

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	-8.952,54


c.)
Dabei ist aber noch keine Verzinsung bzw. Wertsicherung berücksichtigt.


Der gesamte Verringerungsbetrag beläuft sich inklusive Pensionsentgang auf etwa netto € 25.000.--, das entspricht bei einem (inkl.13. + 14.Gehalt) durchschnittlichem Lohn von € 1.650,-- eine Verringerung des Lebenseinkommens um 
-   15 Monatsgehälter.
B. 
TUZ, FUZ, NZZ, WUZ gehen verloren: 


a.)
Jene Kläger, welche Turnusdienst versehen kommen auch um den Turnusurlaubszuschlag (TUZ) von 8 Tagen jährlich. Wenn man hier von einer Arbeitsdauer von nur 20 Jahren ausgeht, dann handelt es sich um 160 Arbeitstage, welche analog der Urlaubsentschädigungsregelung doppelt so hoch zu bewerten sind. Dies ergibt einen Zeitraum von 320 Arbeitstagen, sohin um den Verlust von 1,5 Jahresgehälter bzw. einer Reduktion um 
- 18 Monatsgehälter.

b.)
Jene Dienstnehmer die keinen Turnusdienst sondern Bürodienst versehen verlieren den Feiertags- und Urlaubszuschlag (FUZ), das sind jährlich 2 Urlaubstage, sohin 40 Tage bei einer Tätigkeit von 20 Jahren unter Zugrundeliegung der Verdoppelung im Sinne der Urlaubsentschädigung sohin 80 zu bezahlende Werktage, also etwa 1/4 eines Jahresgehaltes bzw. eine Reduktion um 

- 3 Monatsgehälter.

c.)
Weiters kommt jeder der Kläger um den Winterurlaubszuschlag von 2 Tagen was sich wiederum bei einer Dienstdauer von 20 Jahren analog zum FUZ auf 1/4 Jahresbruttogehalt beläuft, das entspricht
3 Monatsgehälter.
d.)
Der Nachtzeitzuschlag beläuft sich für jene Dienstnehmer die zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr Früh Dienst versehen, 9 Minuten Zeitgutschrift pro Stunde. Das ergibt durchschnittlich einen monatlichen Zuschlag von etwa 3,5 Stunden x 12 und unter Zugrundeliegung eines Zeitraumes von 20 Jahren, 840 Stunden oder 21 Wochen sohin 
- 5 Monatsgehälter.
e.)
Verspätungspauschale fällt weg: 

Hier ist ein Zuschlag von 2 Stunden im Monat durchschnittlich anzusetzen, dass 


wären wiederum unter Zugrundeliegung von 20 Dienstjahren, 480 Stunden, 12 


Wochen oder 
- 3 Monatsgehälter.
f.)
Das Stilllager fällt weg:


Unter dem Begriff Stilllager ist die Vergütung der nötigen Auswärtszeiten die sich aufgrund des Dienstes ergeben, zu verstehen. Es sind zwar Ruhezeiten, die allerdings nicht zu Hause verbracht werden können. 


Es gab hierfür 80% ab der achten Stunde. Bis zur achten Stunde nichts. 


Es rechnete sich ein minimales Stilllager von monatlich etwa 15 Stunden im Durchschnitt. Somit für ein Jahr 180 Stunden. In zwanzig Jahren sohin 3600 Stunden, das sind 90 Arbeitswochen oder 7,5 Monate. Also eine Reduktion von 



-7,5 Monatsgehältern

C.)
Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen:

a.)
Durch den Versuch der Streichung der P10 und Einführung neuer Arbeitszeitbestimmungen kommt es zur Einführung von unbezahlten Pausen. Diese wurden bis dato bei jedem ersetzt bzw. bezahlt. 


Daraus kommt es durchschnittlich für alle Mitarbeiter zu einer Minderung der Bezahlung von Dienstpausen von 2,5 Stunden wöchentlich, sohin 10 Stunden monatlich, sohin x 12 x 20 Jahren von 2400 Stunden sohin 60 Wochen, sohin Schmälerung des Verdienstes von etwa 1,2 Jahresgehälter, das entspricht einer Minderung von - 
- 15 Monatsgehälter
b.)
Durch die Streichung der P10 kommt es aber auch insofern zu einer Verschlechterung, als jetzt nurmehr 10 Stunden bzw. max. 12 Stunden als Dienstschicht zulässig sind. Nach altem Dienstrecht waren bis zu 16 Stunden zulässig. 


Daraus entsteht ebenfalls eine Verschlechterung, weil nunmehr öfters zum Dienst Zu- und Abgefahren werden muss, um die vorgeschriebenen Dienstzeiten erfüllen zu können. Es geht je nach individueller Lage zum Dienstort um An- und Abreisezeiten von etwa 10 Stunden monatlich wenn man nur eine einfache Wegzeit zum Dienstort von einer halben Stunde zugrunde legt. Es errechnet sich ein zeitlicher Verlust für 20 Jahre von 2.400 Stunden das entspricht einer Minderung von 
– 15 Monatsgehältern
c)

Durch die Umstellung von der P 10 auf das Arbeitszeitgesetz kommt es zu 

einer Minderung des Verdienstes bei der bezahlten Überstunde von etwa 15%. Das macht durchschnittlich im Monat etwa € 70,00 netto aus.


Für eine unbezahlte Pause gibt es nunmehr auch keine Nebengebührenzulage mehr als Bestandteil des Gehaltes. Dabei handelt es sich um eine Verringerung von etwa netto .€ 50,00 . 


Für einen Zeitraum von 20 Jahren errechnet sich ein Gesamtbetrag von 120 x12x20 = 28.800.-- . Unter Zugrundelegung eines durchschnittlichen Monatsgehaltes(inkl.13.+14.) entspricht dies einer Verminderung von 


17,5 Monatsgehältern.

Dazu kommt auch noch eine wesentliche Verschlechterung deshalb, weil die Überstunden nicht sofort anfallen, weil  sie über einen Durchrechnungszeitraum von 13 – 17 Wochen eruiert werden. Aus diesem Grunde werden sie dann erst vier bis fünf Monate später ausbezahlt als die Arbeitsleistung erbracht wird. Auch daraus entsteht ein wesentlicher Nachteil zur ehemaligen P10. 


D.)
Weiters kommt es zu einer wesentlichen Verschlechterung im Krankheitsfall, weil entgegen der einjährigen Lohnfortzahlung im Krankheitsfall gemäß §§ 55/56/57 der Dienstordnung der bis zum in Kraft treten der AVBGL- Fassung, kommt es zu einer wesentlichen Verschlechterung zum ASVG. Eine Quantifizierung ist ohne Kenntnis der entsprechenden Krankenstandszahlen nicht möglich. Diese wird ein Sachverständiger einzuholen haben.


E.)
Schließlich werden auch die Entlassungsschutzbestimmungen weil nunmehr eine Entlassung schon bei der einfachen Mehrheit der Disziplinarkammer möglich ist bei schweren Dienstverfehlungen wesentlich und unnötig verschärft. Bisher war es so, dass Einstimmigkeit in der Disziplinarkammer bei einer Entlassung nötig war.



F.)
Zusammenfassung:

a.)
Wenn man nun einen durchschnittlichen Monatsverdienst von netto € 1.400,00

 ansetzt, errechnet sich unter Zugrundelegung des 13. und 14. Monatsgehaltes ein Durchschnittseinkommen von netto € 1.630,00. Im schlechtesten Fall reduziert sich das Lebenseinkommen während der Dauer von 20 Jahren oder 240 Monaten  um etwa 102 Monate, oder um insgesamt rund 
42,5 % !!

b.)
Wenn man dieses Gehalt ohne Sprünge vom derzeitigen Stand berechnet, so ergibt sich aufgrund der obigen Überlegungen eine vorsichtige und realistische geschätzte Minderung des Lebenseinkommens während der Dauer von 20 Jahren von netto ..................................................................................
€      166.260,--

das sind insgesamt  ...................................................................
öS  2.287.787,--
oder jährlich von .......................................................................
€          8.313.--

das sind  ....................................................................................
öS     114.389.--

oder monatlich  .........................................................................
€            692.--

das sind  ...................................................................................
öS          9.532.--
G.)
Abschließend ist aber auch noch auszuführen, dass jeder Bundesbahner vor allem deshalb sich dafür entschieden hat, nicht in der Wirtschaft tätig zu sein, sondern bei der Bahn, weil er einerseits in Kauf genommen hat, dass er weniger verdient, aber andererseits die Sicherheit hatte, dass er als Beamter und damit unkündbar tätig ist. Dies war auch im Wesentlichen rechtlich abgesichert. Für die sogenannte Definitivstellung waren auch öS 400,00 Stempelmarke zu entrichten. 


Bisher waren die Kläger zumindest bei einer Gesellschaft beschäftigt, die direkt dem Bund gehört. Nunmehr soll dies eben geändert werden und eine direkte Bezugnahme zum Bund ist nicht mehr vorhanden. Die Eigentümer können wechseln, die Gesellschaften können in Konkurs gehen. Kurz gesagt, sind nunmehr sämtliche Vorteile einer so genannten sicheren Beamtenstellung mit einem Streich weggewischt worden. 


Auch dadurch wird insgesamt in die Lebensplanung und die Entscheidungsfreiheit jedes Einzelnen massiv eingegriffen.

· dass die gesetzliche Umgehungskonstruktion aus nachstehenden Überlegungen gegen die Betriebsübergangsrichtlinie verstößt:


Kein Übergang eines Betriebsteiles - bloße Funktionsausübung


A.
Der OGH, 23.1,2004,8 Ob A 122/03d hat hierzu erwogen:


„§ 3 des Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetzes (AVRAG) ordnete an, dass ua dann, wenn ein Betriebsteil auf einen anderen Inhaber übergeht, dieser als Arbeitgeber mit allen Rechten und Pflichten in die im Zeitpunkt des Überganges bestehenden Arbeitsverhältnisse eintritt. Diese Bestimmung ist nach ständiger Judikatur des Obersten Gerichtshofes im Sinne einer richtlinienkonformen Interpretation unter Berücksichtigung der Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes zur Richtlinie 77/187/EWG des Rates vom 14. 2. 1977 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Betriebsteilen auszulegen. Dabei wird im Rahmen der Interpretation auch bereits auf die Richtlinie 98/50/EG des Rates vom 29. 6. 1998, womit die Richtlinie 77/187/EWG geändert wurde, Bedacht genommen (vgl RIS-Justiz RS0102121 mit zahlreichen weiteren Nachweisen etwa SZ 70/101, SZ 70/219, SZ 71/216; zur richtlinienkonformen Interpretation EuGH 7. 12. 1995, Rs C-472/93, Luigi Spano ua, Slg 1995 I-4321 mwN). 



Art 1 Abs 1 der Richtlinie 77/187 lautet: 


"Diese Richtlinie ist auf den Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Betriebsteilen auf einen anderen Inhaber durch vertragliche Übertragung oder durch Verschmelzung anwendbar." 



Nach Art 2 lit b dieser Richtlinie ist unter dem Begriff des Erwerbers folgendes zu verstehen: 



"Erwerber ist jede natürliche oder juristische Person, die auf Grund eines Überganges im Sinne des Art 1 Abs 1 als Inhaber in das Unternehmen, den Betrieb oder Betriebsteil eintritt." 



Entsprechend Art 3 Abs 1 Unterabs 1 der Richtlinie 77/187 gehen die Rechte und Pflichten des Veräußerers aus einem zum Zeitpunkt des Überganges bestehenden Arbeitsvertrag oder Arbeitsverhältnis auf den Erwerber über. Dazu sieht dann noch Art 4 der Richtlinie vor, dass der Übergang keinen Grund für eine Kündigung darstellen darf. 



Die Richtlinie 98/50/EG des Rates vom 29. 6. 1998 zur Änderung der Richtlinie 77/187/EWG (ABl. L 201, 88), deren Umsetzungsfrist am 17. 7. 2001 abläuft, hat den Art 1 Abs 1 der Richtlinie durch folgenden Text ersetzt: 


"a.) Diese Richtlinie ist auf den Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Unternehmens- bzw. Betriebsteilen auf einen anderen Inhaber durch vertragliche Übertragung oder durch Verschmelzung anwendbar. „


Eine vertragliche Übertragung in diesem Sinne auf die ÖBB-Personenverkehrs AG hat nicht stattgefunden. Es handelt sich lediglich um eine gesetzliche Anordnung. Ein derartiger Betriebsübergang liegt daher nicht vor.


„b.) Vorbehaltlich Buchstabe a) und der nachstehenden Bestimmungen dieses Artikels gilt als Übergang im Sinne der Richtlinie der Übergang einer ihre Identität bewahrenden wirtschaftlichen Einheit im Sinne einer organisatorischen Zusammenfassung von Ressourcen zur Verfolgung einer wirtschaftlichen Haupt- oder Nebentätigkeit.“



Eine wirtschaftliche Nebentätigkeit liegt hinsichtlich der ÖBB Personenverkehrs AG nicht vor, weil 



· schon die ursprüngliche ÖBB so wie dies auch weltweit Faktum ist, nicht ohne staatliche Zuschüsse überlebensfähig war und ist,


· sich diesbezüglich auch bei der zweitbeklagten Partei nichts ändern kann, weil es auch keine faktischen bzw. wirtschaftlichen Änderungen gibt,


· die Zweitbeklagte völlig unterkapitalisiert ist


· es keinen Markt für eine Teilfunktion der ehemaligen ÖBB gibt


· etc.



„c.) Diese Richtlinie gilt für öffentliche und private Unternehmen, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, unabhängig davon, ob sie Erwerbszwecke verfolgen oder nicht ...." „



Die Zweitbeklagte verfolgt keine wirtschaftliche Tätigkeit, weil sie einen öffentlichen Auftrag verfolgt, ihr Einkommen von vorne herein negativ ist, und sie damit nicht überlebensfähig und daher massiv insolvenzgefährdet ist. 


„Zweck der Richtlinie 77/187/EWG ist es, die Kontinuität der im Rahmen einer wirtschaftlichen Einheit bestehenden Arbeitsverhältnisse unabhängig von einem Inhaberwechsel zu gewährleisten, indem sie den Arbeitnehmern die Möglichkeit einräumt, ihr Beschäftigungsverhältnis mit dem neuen Inhaber zu den gleichen Bedingungen, wie mit den früheren Inhabern fortzusetzen (vgl. dazu EuGH vom 25. 1. 2001, Rs C-172/99 Oy Liikenne Ab, Rz 19; 10. 12. 1998 Rs C-173/96 und C-247/96 Hidalgo ua Slg 1998, I 8237 Rz 21 und 24 uva; ebenso OGH RIS-Justiz RS0108458 mit zahlreichen weiteren Nachweisen etwa SZ 70/171, SZ 70/219 und SZ 71/100 ua). 



Diese gleichen Bedingungen liegen hier nicht vor. Im Gegenteil!


Hierzu wird auf das bisherige Vorbringen verwiesen, um unnötige Wiederholungen zu vermeiden.



Für das Vorliegen eines Überganges im Sinne der Richtlinie 77/187/EWG, die als Rechtsfolge dann den Übergang der Arbeitsverhältnisse vorsieht, ist die Wahrung der Identität der Einheit entscheidend (vgl EuGH 18. 3. 1986 Rs 24/85, Spijkers, Slg 1986 1119 Rz 11 und 12, 2. 12. 1999 Rs C-234/98 Allen ua, Slg 1999 I 8643, Rz 23, 25. 1. 2001 Rechtssache Rs C-172/99, Oy Liikenne Ab, Rz 27). 


Nicht entscheidend ist, ob eine unmittelbare vertragliche Beziehung zwischen Veräußerer und Erwerber besteht, wenngleich diese als Indiz für den Übergang im Sinne der Richtlinie angesehen wird.“ 



Es liegt lediglich eine willkürliche gesetzliche Anordnung ohne Begründung vor.


Letztlich maßgeblich ist aber nur, ob die für den Betrieb verantwortliche Person, welche die Arbeitgeberverpflichtungen gegenüber den Beschäftigten eingeht, im Rahmen von vertraglichen Beziehungen, allenfalls auch unter Einschaltung von Dritten wechselt. Dies kann in mehreren Schritten etwa im Verhältnis zwischen Verpächter und Altpächter sowie Neupächter oder auch im Zuge von Auftragsneuvergaben erfolgen, wenn nur diese Einheit bestehen bleibt (vgl. in diesem Sinne zum Übergang des Pachtverhältnisses EuGH 17. 12. 1987 Rs 287/86, Moelle Kro, Slg 1987 5465; 10. 2. 1998 Rs 324/86, Daddys Dance Hall, Slg 1988 357; zur Auftrags(neu)vergabe EuGH 14. 4. 1994 Rs C-392/92, Christel Schmidt, Slg 1994 I-1311; EuGH 11. 3. 1997 Rs C-13/95, Ayse Süzen, Slg 1997 I-1259; EuGH 10. 12. 1998 Rs C-127/96, Rs C-229/96 und C-74/97, Vidal ua, Slg 1998 I-8179, EuGH 10. 12. 1998 Rs C-173/96 ua, Hidalgo ua, Slg 1998 I-8237; zur Weitergabe eines Subauftrages EuGH 2. 12. 1999 Rs C-234/98, Allen ua, Slg 1999 I-8643; Zum Subventionsübergang EuGH 19. 5. 1992 Rs C-29/91, Redmond Stichting, Slg 1992 I-3189; zum Übergang einer Vertriebsberechtigung EuGH 7. 3. 1996 Rs C-171/94 und C-172/94, Merckx ua, Slg 1996 I-1253; allgemein auch OGH RIS-Justiz RS0110832 mit zahlreichen weiteren Nachweisen etwa in SZ 71/216). „



Auch dies trifft nicht zu, weil der Bund als Gesetzgebungsorgan und Eigentümer nicht wechselt. So hat auch der zuständige Staatssekretär bereits als Heilmittel gegen dienstrechtliche Klagen angedroht: „Dann mache ich ein Gesetz!“


„Im ersten Schritt ist also vorweg zu prüfen, ob eine auf Dauer angelegte wirtschaftliche Einheit, deren Tätigkeit nicht nur auf die Ausführung eines bestimmten Vorhabens beschränkt ist, also ein Betriebsteil betroffen ist. Dabei muss es sich um eine organisierte Gesamtheit von Personen und Sachen zur Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit mit eigener Zielsetzung handeln (vgl. EuGH Rs Süzen Rz 13, Rs Hidalgo Rz 26, Rs Oy Liikenne Ab Rz 25; OGH RIS-Justiz RS0108913 mwN etwa in SZ 70/219, SZ 71/216). „


Eine wirtschaftliche Tätigkeit mit eigener Zielsetzung liegt beim Tätigkeitsbereich der Zweitbeklagten nicht vor, weil Ziel und Zweck der Eisenbahn der Transport von Gütern oder Personen ist. Dabei beschränkt sich das Tun der Zweitbeklagten auf eine bloße Funktion. Auszugehen ist nämlich von der umfassenden Erbringung von Verkehrsdienstleistungen im Personen- und Güterverkehr durch die ÖBB als Gesamtbetrieb.


· dass alle Gesellschaften weiterhin bloß unter dem Stichwort „ÖBB“ auftreten. Unter diesem Schlagwort werden auch alle Dienstleistungen erbracht und verkauft. Es ist daher grundsätzlich auch davon auszugehen, dass es um eine bloße Innen- Scheinumgründung geht, welche nach Außen ohnehin nicht zu Tage tritt. Auch dies verdeutlicht die Richtigkeit der obigen Ausführungen (Umgebungsgeschäft). 

Die ÖBB- Personenverkehrs AG beschränkt sich auf die Koordination der Funktionen der anderen Teilbetriebe und des Verkaufes der Gesamtleistungen der ÖBB an Außenstehende im Bereich des Personenbeförderungswesens. Würde es keine ÖBB geben, würde es auch keine ÖBB- Personenverkehr AG geben.

· dass die zweitbeklagte Partei keine eigene Zielsetzung verfolgt, sondern die Zielsetzung zu 100 % fix vorgegeben ist. Dies erklärt sich aus dem Umstand, dass die ÖBB eben nur in ihrer Gesamtheit funktioniert und die Gesamtheit immer größer ist als die Summe ihrer Einzelteile. 

· dass keine wirtschaftliche Einheit im Sinne eines Betriebsteiles aus der Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen auf die neuen Betreiber im Sinne des AVRAG übergegangen ist. 

· dass es für den Kläger von besonderer Bedeutung ist, den Umfang seiner Rechte und Pflichten abzuklären, weil gem. § 3 Abs. 1 AVRAG bei einem allfälligem Übergang eines Betriebsteiles der Arbeitgeber mit allen Rechten und Pflichten in die im Zeitpunkt des Übergangs bestehenden Arbeitsverhältnisse eintritt, ist

· dass der Kläger hat auch die Klage auf Feststellung der Unwirksamkeit des mit Schreiben vom 27.12.2004 bekannt gegebenen Dienstgeberwechsels beim Arbeits- und Sozialgericht Wien eingebracht hat.

· dass ein Betriebsübergang im Sinne des § 3 AVRAG bzw. der Betriebsübergangsrichtlinien nicht erfolgt ist, bzw. dieser ungültig ist. 

· dass

· die einzelnen Gesellschaften völlig unterkapitalisiert sind, daher nicht einmal der Lohn für die Dienstnehmer von den Gesellschaften bezahlt werden kann, und

· bloße Funktionseinheiten ohne wirtschaftliche Überlebensfähigkeit darstellen, und

· ausgenommen der Beklagten ohne wesentliches Immobilienvermögen sind, bzw. über kein ausreichendes Sachvermögen verfügen

· ein Wettbewerb für die Eisenbahn nicht existiert, weil es um die Erfüllung eines öffentlichen Interesses geht, nicht aber um einen Auftritt auf einem Markt. Dazu kommt, dass der Bund ohnehin in unverändertem bzw. sogar gesteigertem Ausmaß zuschießen muss, was beim echten Wettbewerb EU- widrig wäre (Finanzierung des Generalverkehrsplanes)

· das Bundesbahnstrukturgesetz eine gesetzliche Umgehungskonstruktion darstellt, durch welches sich der Bund seiner Dienstgeberpflichten entledigen möchte,

· das BBStG faktisch nicht mit einem vernünftigem Aufwand administrierbar ist, und daher nicht umgesetzt werden kann

Hätte das Erstgericht diese Feststellungen getroffen, hätte es dem Klagebegehren stattgegeben, weil keine sachliche Rechtfertigung und keine betriebswirtschaftliche Notwendigkeit für den Eingriff in die Vertragsbeziehung des Klägers mit der Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen vorliegt. Im übrigen verstößt der Betriebsübergang gegen die EU Betriebsübergangs Richtlinie und die Schutzbestimmungen des AVRAG. Deshalb ist dem Hauptbegehren, allenfalls dem ersten Eventualbegehren stattzugeben.

4.)
Aufgrund vorgreifender unrichtiger rechtlicher Beurteilung hat das Erstgericht folgende Feststellung nicht getroffen, obwohl diese entscheidungsrelevant sind:

Bis zum Abschluss der Vereinbarung (Blg./B) steht außer Streit, dass für den Kläger und die Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen insbesondere nachstehende Bestimmungen entsprechend Blg./A Gültigkeit hatten:

§ 34 AVB, Vorrückung in höhere Gehaltsstufen:


Der ÖBB- Angestellte rückt alle zwei Jahre in die nächst höhere Gehaltsstufe seiner Gehaltsgruppe vor, in die letzten beiden Gehaltsstufen seiner Gehaltsgruppe nach drei Jahren. Für die Vorrückung ist der Vorrückungsstichtag maßgebend. Die Vorrückungen finden mit dem auf die Vollendung der zweijährigen bzw. dreijährigen Vorrückungsfrist nächstfolgende 01. Jänner statt. Endet die zweijährige bzw. dreijährige Vorrückungsfrist spätestens am 30. Juni, so findet die Vorrückung bereits am vorhergehenden 1. Jänner statt.


2.a.)
Urlaubsdienstanweisung:


9.)
Winterurlaubszuschlag (WUZ) – gestrichen gemäß DA (79) GD-NBl. 9/83:


Bediensteten, die vor dem 1. Jänner 1983 in den Dienst der ÖBB getreten sind, gebührt weiterhin ein Winterurlaubszuschlag gemäß den Bestimmungen des Punktes 9 der Urlaubsdienstanweisung in der bis 31. Dezember 1982 geltenden Fassung.


9.1.)
Bedienstete erhalten für je 6 Werktage ihres gemäß den Punkten 2 bis 4 gebührenden Urlaubsausmaßes, die sie in der Zeit vom 1. November bis einschließlich 31. März (Winterzeit) – ausgenommen die Zeit vom 16. Dezember bis einschließlich 7. Jänner – konsumieren, zusätzlich ein Urlaubstag, insgesamt jedoch nicht mehr als 2 Urlaubstage als Winterurlaubszuschlag (WUZ).


2.b.)
Feiertagsurlaubszuschlag (FUZ):


10.1.)
ÖBB Angestellte und Lehrlinge, deren tatsächliches Urlaubsausmaß nach den Bestimmungen der Punkte 5 oder 6 ermittelt wird, erhalten zusätzlich einen Urlaubstag als FUZ, wenn ein gesetzlicher Feiertag auf einen planmäßig dienstfreien Samstag fällt und dieser innerhalb eines Erholungsurlaubes liegt oder unmittelbar an einen Erholungsurlaub von mindestens 5 Urlaubstagen anschließt.

2.c.)
Turnusdiensturlaubszuschlag (TUZ):


11.1.)
ÖBB- Angestellte erhalten zusätzlich zum gebührenden Urlaubsausmaß 8 Kalender(Urlaubs-) tage pro Urlaubsjahr als Turnusdiensturlaubszuschlag (TUZ), wenn sie während des gesamten, dem laufenden Urlaubsjahr vorangegangenen Urlaubsjahres im Lokomotiv-, Zugbegleit-, Kraftwagenfahr-, Seilbahn- oder Verschubdienst beschäftigt waren oder im Turnusdienst eins anderen Dienstzweiges verwendet wurden.


2.d.)
Nachtzeitzuschlag (Zl 22631-3-1993)


I.
Anspruch


Dem Personal der Österreichischen Bundesbahnen ist grundsätzlich für die in der Zeit von 22 bis 4 Uhr anfallende angerechnete Arbeitszeit ein Nachtzeitzuschlag (NZZ) im Ausmaß vom 15% (ab 1.1.1995 20%) zu gewähren.


Kein Nachtzeitzuschlag gebührt für Arbeitszeiten, die gem. § 2(3) der DV P 10 bei Dienstreisen als Arbeitszeit angerechnet werden, wenn für die Reisebewegung ein Schlafwagenplatz in eines Massenbeförderungsmittel unentgeltlich zur Verfügung gestellt wird.


III.
Ermittlung des Nachtzeitzuschlages (NZZ)


2.)
Fahrdienst:


Im Fahrdienst wird der Nachtzeitzuschlag für alle in den Zeitraum von 22 bis 4 Uhr fallenden Anteile an Dienstschichtstunden im Ausmaß von 15% (ab 1.1.1995 20%) gewährt. (Kein Anspruch besteht daher für Stilllager sowie für die Gesamtdauer von kürzeren Ruhezeiten, die als Wendezeiten zu bewerten sind). Der Nachtzeitzuschlag ist aufgrund der in der Anlage 1 erhaltenen Tabelle zu ermitteln. 


IV.
Abgeltung der Nachtzeitzuschläge:


Der Nachtzeitzuschlag ist ausschließlich durch Gewährung von Zeitausgleich (z.B. Ausfall von dienstplanmäßigen Schichten) abzugelten.


Bei der Abdeckung von am Monatsende festgestellten Minderleistungen sind die durch den Nachtzeitzuschlag entstehenden Zeitausgleichsansprüche primär heranzuziehen.


Bei der Gewährung von Zeitausgleich ist nach Diensteszulässigkeit auf die Wünsche des Personals tunlichst Rücksicht zu nehmen. Sollte die Gewährung von Zeitausgleich im Einzelfalle nicht mehr möglich sein (z.B. Ruhestandsversetzung, Beendigung des Dienstverhältnisses, etc.) so ist analog der Bestimmungen der Überstundenrichtlinien ÜR- S bzw. ÜR-T vorzugehen, wobei abweichend die Rechnungsbestimmungen in der Anlage 2 zu beachten sind.


3.)
Dienstdauervorschrift P10:

§ 1 Wirkungsbereich


1. Die Dienstdauervorschrift regelt die zeitliche Beanspruchung des Personals und findet, sofern nicht im folgenden Ausnahmen vorgesehen sind, auf alle Bediensteten der Österreichischen Bundesbahnen Anwendung


2 Hinsichtlich der Dienstverwendung werden


a) Bedienstete des Fahrdienstes und


b) Bedienstete des ortsgebundenen Dienstes unterschieden.


3. Zu den Bediensteten des Fahrdienstes zählen die im Zugbegleit- (einschließlich der den Zügen beigegebenen Zugdienstfrauen), Triebfahrzeugfahr-, Kraftwagenfahr- und Schifffahrtsdienst verwendeten Bediensteten


4 Alle übrigen Bediensteten zählen zum ortsgebundenen Dienst. Diese Vorschrift findet somit auch auf alle im Zentraldienst (Generaldirektion, Zentralstellen und Bundesbahndirektionen) verwendeten Bediensteten Anwendung, jedoch wird deren Dienstzeit gesondert festgesetzt.


5 Auf Teilbeschäftigte und Lehrlinge ist diese Vorschrift nicht anzuwenden.


6. Soweit es sich als notwendig erweist, wird die Anwendung der Dienstdauervorschrift für alle Dienstzweige oder innerhalb der einzelnen Dienstzweige noch durch besondere Durchführungsvorschriften geregelt.


Ausführungsbestimmungen zu § 1


Zu Pkt. 6:


Die Anwendung der Dienstdauervorschrift wird geregelt


a) im Zugbegleitdienst durch die DV A 11;


b) im Triebfahrzeugfahrdienst durch die DV M 1;


c) im Kraftwagenfahrdienst durch DA Z. KWD/5000/30, DV KWD 4


d) im Schiffahl1sdienst durch die DV M 1.


§ 2 Arbeitszeit


1. Die Pflichtleistung eines Bediensteten an Arbeitszeit beträgt


a) bei Verwendung auf einem in die Sonderdienstplangruppe S (siehe § 12, Pkt. 2) eingereihten Posten des ortsgebundenen Dienstes mit Einrechnung der an den gesetzlichen Feiertagen freigegebenen Arbeitsstunden


im Wochendurchschnitt 40 Stunden,


b) bei Verwendung auf einem der in die Dienstplangruppe I A bis V eingereihten Posten des ortsgebundenen Dienstes (siehe § 12, Pkt. 2) sowie auf Posten des Fahrdienstes mit Rücksicht auf die planmäßig täglich auch an gesetzlichen Feiertagen zu leistenden Dienstschichten


im Wochendurchschnitt 38 Stunden 29 Minuten


und somit im


Jahresdurchschnitt 
2006 Stunden 40 Minuten,


Tagesdurchschnitt 
     5 Stunden 30 Minuten,


28tägigen Monat 
153 Stunden 56 Minuten,


29tägigen Monat 
159 Stunden 26 Minuten,


30tägigen Monat 
164 Stunden 56 Minuten,


31tägigen Monat 
170 Stunden 26 Minuten.


Als Arbeitszeit ist anzurechnen


a) die wirkliche Arbeitszeit,


b) der als Arbeitszeit zu bewertende Teil der auf Dienstbereitschaft, auf die Wendezeiten im Fahrdienst und auf Fahrgastfahrten entfallenden Zeitabschnitte.


3. Wirkliche Arbeitszeit ist jene Zeit, die das Personal aufwenden muss, um die anfallenden Arbeiten nach den Vorschriften und nach den erhaltenen Aufträgen zu verrichten Als wirkliche Arbeitszeit zählen daher ebenfalls:


a) dienstliche Gänge und Fahrten vom Dienstsitz bzw. bei Abordnungen von der Beschäftigungsstelle zu einer anderen Dienststelle oder Dienstverrichtungsstelle und zurück,


b) Wegzeiten innerhalb der Dienststelle,


c) die Teilnahme am Dienstunterricht und die Beanspruchung durch die regelmäßigen und fallweisen Nachprüfungen und durch Einvernahmen,


d) bei Abordnungen mit genehmigter Rückkehr in den Wohnort nach jeder Dienstschicht der bei Benützung eines Massenbeförderungsmittels oder in Ermangelung eines solchen bei Fußwegen erforderliche Teil des Zeitaufwandes für die Zurücklegung des Weges zwischen Wohnung und Beschäftigungsstelle, welcher den Zeitaufwand für die Zurücklegung des Weges zwischen Wohnung und Dienstsitz übersteigt.


Bei Abordnungen innerhalb des Dienstortes richtet sich die Anrechnung von Wegzeiten auf die Arbeitszeit nach den Bestimmungen des lit. d).


Bei Abordnungen ohne genehmigter Rückkehr in den Wohnort nach jeder Dienstschicht gelten die Bestimmungen des lit. d) sinngemäß für die Fahrten zum Antritt des Dienstes bei Beginn der Abordnung bzw. nach Beendigung der Abordnung zur Rückkehr in den Wohnort Dies gilt in gleicher Weise für den Zeitaufwand zur Erreichung des Wohnortes bzw. des Beschäftigungsortes im Zusammenhang mit Urlaub oder Familienheimfahrt


Durch die unter lit. d) und Abs. 2 geregelten Ansprüche werden die unter lit. a) bis c) genannten Ansprüche von abgeordneten Bediensteten nicht berührt.


Unter den in lit. a) bis d) und Abs 2 und 3 angeführten Begriffen ist zu verstehen:


Dienststellen (auch für den Begriff "Dienstsitz") sind neben den selbständigen Dienststellen des Zentraldienstes und des ausführenden Dienstes auch in diesen Dienststellen angegliederten Stellen mit eigenem Wirkungskreis (exponierte Bestandteile einer selbständigen Dienststelle).


Dienstsitz.


1. Der Dienstsitz für Bedienstete, welchen ein im Stellenplan verzeichneten Dienstposten verliehen wurde oder die auf einem solchen Dienstposten eingewiesen worden sind (z.B. Lohnbedienstete vor Erlangung der vollen Voraussetzungen), ist im Stellenplan festzulegen und den Bediensteten mitzuteilen.


2. Für alle übrigen Bediensteten ist der ständige Arbeitsplatz der Dienstsitz Ist die normale Dienstesausübung eines solchen Bediensteten jedoch nicht auf einen ständigen Arbeitsplatz beschränkt (z.B. Dienstplanablöser), so gilt als Dienstsitz für diesen Bediensteten der Dienstsitz des Leiters der unmittelbar vorgesetzten Dienststelle im Sinne dieser Dienstvorschrift.


3 Als Dienstsitz gilt das Gebäude, in dem sich die Dienststelle bzw. der ständige Arbeitsplatz des Bediensteten befindet; bei Dienststellen, die sich auf ein bestimmtes, in der Regel umgrenztes Gelände erstrecken, wie z.B. Bahnhöfe, Hauptwerkstätten, Zugförderungsdienststellen (nicht etwa der Aufsichtsbereich derselben!) usw., gilt dieses Gelände als Dienstsitz So gilt z.B. auch für einen Handwerker bei einer Bahnmeisterstelle der - meist umgrenzte -Platz, innerhalb welchem sich seine Werkstätte befindet, als dessen Dienstsitz.


Dienstverrichtungsstelle ist jede - auch bahnfremde -Stelle (Örtlichkeit), die ein Bediensteter über besonderen oder allgemeinen Auftrag aufzusuchen hat. Abordnung ist die Verfügung eines Bediensteten zu einer anderen Dienststelle (Beschäftigungsstelle) zur Ausführung einer vorübergehenden Dienstleistung, sofern der Bedienstete für die Dauer dieser Beschäftigung entweder der Dienstaufsicht des Leiters der Beschäftigungsstelle unterliegt oder diese zu leiten hat.


Beschäftigungsstelle ist jene Stelle, zu der der Bedienstete - unter Beibehaltung seiner Heimatdienststelle - zur vorübergehenden Dienstleistung abgeordnet wird.


Dienstort ist die Ortsgemeinde, in der der Dienstsitz liegt


Wohnort ist die Ortsgemeinde, in der der Bedienstete seinen dauernden Wohnsitz genommen hat


Beschäftigungsort ist die Ortsgemeinde, in der die Beschäftigungsstelle liegt


4. Bei Ermittlung der anzurechnenden Arbeitszeit sind die besonderen Bestimmungen der §§ 3, 4, 5, 6 und 7 zu beachten.


Ausführungsbestimmungen zu § 2


Zu Pkt. 3.:


Unter Fußweg ist der kürzeste zumutbare Weg zu verstehen. Als Zeitaufwand für 1 km Fußweg sind 15 Minuten zu rechnen.


Im Sinne der DV P 10 gelten als Leiter eines exponiel1en Bestandteiles einer Dienststelle die im Elektrodienst als Elektromeister, Fahrleitungsmeister, Kraftwerksleiter, Losbauführer (diesen gleichzuhalten sind exponierte Unterbauführer), Leiter einer Zentralwerkstätte, im Sicherungs- und Fernmeldedienst als Signalmeister, Fernmeldemeister, im Zugförderungs- und Betriebswerkstättendienst als Leiter von Zugförderungs- oder Triebfahrzeug-(Lokomotiv)stellen, im Bau- und Bahnerhaltungsdienst als Gleis- und Lehnenaufseher, Gleis- und Lehnenmeister, Bahn-, Hochbaubahn-, Lehnenbahn- und Brückenmeister, als Leiter von Schwellenlagern, exponierten Bauleitungen oder exponierten Oberbaustofflagern, im Kraftwagendienst als Leiter von Nebenstellen bzw. von Stützpunkten eingesetzten Bediensteten.


Bei Mitteilungen über die Festlegung des Dienstsitzes ist wie folgt vorzugehen:


a) Bei Versetzungen von einer Dienststelle zu einer anderen Dienststelle bzw. von einem Dienstposten auf einen Dienstposten einer anderen Ordnungsnummer der Besoldungsordnung innerhalb der gleichen Dienststelle ist der künftige Dienstsitz im Dekret aufzunehmen.


b) Bei Versetzungen auf Dienstposten der gleichen Ordnungsnummer der Besoldungsordnung innerhalb der Dienststelle (sogenannte Umschreibung), ist der künftige Dienstsitz dem Bediensteten mit Formschreiben gegen Empfangsbestätigung zur Kenntnis zu bringen. Das bestätigte Formschreiben ist zum Personalakt zu nehmen.


§ 3 Dienstbereitschaft


1. Als Dienstbereitschaft gelten alle Zeitabschnitte innerhalb einer Dienstschicht, die zwischen den Arbeitsvorgängen liegen und während der das Personal auf der Dienst- oder Arbeitsstelle verbleiben oder anwesend sein muss, um anfallende Arbeitsleistungen sofort ausführen zu können.


2. Im Interesse einer sparsamen Personalwirtschaft und zur Erzielung günstigerer Dienstpläne muss unbedingt angestrebt werden, jeden Bediensteten innerhalb der Dienstschicht möglichst auszulasten, um Dienstbereitschaften zu vermeiden


3. Die auf Dienstbereitschaft entfallenden Zeitabschnitte sind mit 80% auf die Arbeitszeit anzurechnen.


4 Ausgenommen von der Bewertung als Dienstbereitschaft sind Arbeitsunterbrechungen bis zu 45 Minuten im Verschubdienst, und zwar sowohl bei der Verschubmannschaft als auch bei der Triebfahrzeugmannschaft, ferner kürzere Arbeitsunterbrechungen, die in den Arbeitsordnungen des Bau- und Bahnerhaltungsdienstes, des Werkstättendienstes und anderer Dienstzweige als Esspausen (ausnahmlich der Mittagspausen) und als Waschpausen festgelegt sind. Diese Arbeitsunterbrechungen sind voll als Arbeitszeit anzurechnen.


Ausführungsbestimmungen zu § 3


Zu Pkt. 3.:


Dienstbereitschaften, welche nach planmäßigem Dienstschichtende durch Zugverspätungen oder außergewöhnliche Ereignisse am Dienstort erbracht werden müssen, sind voll auf die Arbeitszeit anzurechnen.


§ 4 Fahrgastfahrten


1. Fahrgastfahrten sind Fahrten ohne Dienst des im Fahrdienst verwendeten Personals, die mit einem öffentlichen Verkehrsmittel unternommen werden müssen, um entweder nach einer im Dienst zurückgelegten Fahrt zur Heimatdienststelle oder Beschäftigungsstelle zurückzukehren oder um jene Stelle zu erreichen, wo der Dienst bei einem bestimmten Zug, Kraftwagen oder Schiff anzutreten ist. Als Beschäftigungsstelle gilt bei abgeordneten Bediensteten jene Dienststelle, der das Personal zur Dienstleistung zugewiesen ist.


2. Fahrten des Zugbegleit-, Triebfahrzeugfahr- und Kraftwagenfahrpersonals, die zur Übernahme oder nach Beendigung des Dienstes mit einem öffentlichen Verkehrsmittel von oder nach der Heimatdienststelle im Ortsbereich unternommen werden müssen, gelten nicht als Fahrgastfahrten, sondern sind bei Festsetzung des Vorbereitungs- und des Abschlussdienstes (siehe § 7, B bis E) mit der auf sie entfallenden Dauer zu berücksichtigen.


3. Fahrten, die vom Personal bei Abordnung zu einer anderen Dienststelle zwischen Heimatdienststelle und Beschäftigungsstelle oder zwischen Wohnung und Beschäftigungsstelle mit einem öffentlichen Verkehrsmittel zurückgelegt werden, fallen nicht unter den Begriff "Fahrgastfahrten".


4. Fahrgastfahrten sind, sofern dadurch das Höchstausmaß einzelner Dienstschichten nicht überschritten wird, unmittelbar vor oder nach einer Dienstleistung durchzuführen.


5. Die Dauer von Fahrgastfahrten ist mit 80% auf die Arbeitszeit anzurechnen.


Ausführungsbestimmungen zu § 4


Zu Pkt. 1:


Müssen Fahrten im Sinne des § 4, Pkt. 1 nicht mit einem öffentlichen Verkehrsmittel, sondern mit Lok-, Dienst- oder Güterzügen durchgeführt werden, so ist die Dauer solcher Fahrten voll auf die Arbeitszeit anzurechnen.


§ 5 Pausen


1. Pausen sind Arbeitsunterbrechungen, während der sich das Personal von der Dienst- oder Arbeitsstelle entfernen darf und die nicht das im § 10 festgesetzte Mindestausmaß für Ruhezeiten erreichen.


2. Im ortsgebundenen Dienst dürfen 


a) innerhalb einer Dienstschicht maximal 2 Pausen eingebaut werden,


b) diese ein Gesamtausmaß von 180 Minuten nicht überschreiten und auch nicht zum Teil in den Zeitraum von 22 Uhr bis 6 Uhr fallen,


c) die Anwesenheitszeiten am Dienstort vor und nach jeder Pause nicht unter 1 Stunde betragen,


d) in den Dienstplänen nach der 15. Dienstschichtstunde keine Pausen – auch nicht Teile von solchen - liegen.


3. Als Pausen gelten unter den im Pkt. 1 angeführten Voraussetzungen auch solche Arbeitsunterbrechungen, die wegen der Anforderungen des Dienstes zeitlich nicht genau festgelegt und daher bloß nach ihrem Durchschnitt bewertet werden können. Pausen werden bei Ermittlung der anzurechnenden Arbeitszeit {§ 7) nicht berücksichtigt. Ausgenommen hievon sind


a) die als Dienstbereitschaft zu bewertenden Pausen im ortsgebundenen Dienst mit einer Dauer bis zu 70 Minuten auf Posten der Dienstplangruppe I A bis V (siehe § 12, Pkt. 1),


b) die Wendezeiten im Fahrdienst {siehe § 6), soweit sie nach § 7 {8 bis E) auf die Arbeitszeit anzurechnen sind.


5. Für den Kraftwagenfahrdienst gelten unabhängig der Pkt. 1.- 4. folgende Bestimmungen:


a) Nach einer ununterbrochenen Lenkzeit von 4 1/2 Stunden ist eine Unterbrechung von mindestens 45 Minuten einzulegen, sofern der Fahrer keine Ruhezeit nimmt.


b) Diese Unterbrechung kann durch Unterbrechungen von jeweils mindestens 15 Minuten ersetzt werden, die in der Lenkzeit oder unmittelbar nach dieser so einzufügen sind, dass Abs. a) eingehalten wird.


c) Zeiten, die der Lenker im fahrenden Fahrzeug verbringt, ohne es zu lenken, können auf Lenkpausen angerechnet werden. Andere Tätigkeiten dürfen nicht ausgeübt werden.


d) Lenkpausen dürfen nicht auf die täglichen Ruhezeiten angerechnet werden.


Ausführungsbestimmungen zu § 5


Zu Pkt. 1:


Sofern vorgesehene Pausen aus dienstlichen Gründen (z.B. infolge Zugverspätungen) teilweise oder zur Gänze entfallen und das Personal demnach zur Anwesenheit am Dienstort verpflichtet ist, sind die darauf entfallenden Zeiträume voll auf die Arbeitszeit anzurechnen.


§ 6 Wendezeiten im Fahrdienst


1. Als Wendezeit im Fahrdienst gelten die unter dem Begriff "Pausen" bzw. "kürzeren Ruhezeiten" fallenden, somit nicht das Ausmaß der im § 10, Pkt. 1 bzw. Pkt. 6. festgesetzten Ruhezeiten erreichenden Zeitabschnitte zwischen einzelnen Dienstleistungen.


2. Wendezeiten sind mit dem in § 7 (B bis E) festgesetzten Teil und Ausmaß auf die Arbeitszeit anzurechnen.


3. Fahrgastfahrten und Dienstbereitschaften gelten als Dienstleistungen im Sinne des Pkt. 1.


§ 7 Ermittlung der Arbeitszeit


A. Im ortsgebundenen Dienst


1. Die anzurechnende Arbeitszeit wird ermittelt entweder


a) durch die Feststellung der Pausen und der als Dienstbereitschaft zu bewertenden Zeitabschnitte und Abrechnung der Pausen und der nicht auf die Arbeitszeit anzurechnenden Teile der Dienstbereitschaft von der Dauer der Dienstschichten, oder


b) durch die Feststellung der wirklichen Arbeitszeit durch Zusammenzählen der auf den einzelnen Posten auszuführenden gleichartigen Dienstverrichtungen (Leistungseinheiten), deren Bewertung mit dem zu ihrer Ausführung benötigten mittIeren Zeitaufwand und Hinzurechnung des auf die Arbeitszeit anzurechnenden Teiles der Dienstbereitschaft. Bei Bewertung des zur Ausführung der einzelnen Dienstverrichtungen benötigten mittleren Zeitaufwandes ist auf die Eigenart der Dienstabwicklung und der vorhandenen Bahnanlagen sowie auf sonstige besondere Verhältnisse, die den Arbeitsvorgang in fühlbarer Weise beeinflussen, im Einvernehmen mit der Personalvertretung Rücksicht zu nehmen. Die Gesamtbewertung ist für jeden Dienstposten mit der Personalvertretung zu vereinbaren.


2. Bei Arbeitsverrichtungen, deren Dauer mit durchschnittlich 6 Stunden 40 Minuten an Werktagen festgesetzt wurde, ist die ganze Dienstschicht abzüglich der Pausen als wirkliche Arbeitszeit zu bewerten. Voraussetzung hiefür ist aber, dass für solche Arbeitsverrichtungen nur so viele Bedienstete planmäßig vorgesehen werden, als bei voller Ausnützung erforderlich sind.


3. Zu den dienstlichen Gängen, deren Dauer nach § 2, Pkt. 3 als wirkliche Arbeitszeit zu bewerten sind, zählen u.a. die Fußwege und Fahrten, die zur Besorgung regelmäßiger Arbeiten oder zur Ausführung besonderer Aufträge zurückgelegt werden müssen. Dies gilt insbesondere für die Streckenbegeher und andere Streckenbedienstete, die zur Einhaltung des vorgeschriebenen Arbeitsplanes genötigt sind, auch Züge oder andere Verkehrsmittel zu benützen.


4. Für die Beanspruchung durch Dienstunterricht, Nachprüfungen und Einvernahmen außerhalb der Dienstschichten ist die hiefür tatsächlich aufgewendete Arbeitszeit anzurechnen.


5. Für Korrekturen der Dienstvorschriften und Tarife sind


Bahnhofvorständen, Fahrdienstleitern, (Güter-, Gepäck-, Expressgut- und personen-) Kassieren sowie Frachtberechnern


für den Kalendermonat  
60 Minuten


(d.s. für die Woche 
14 Minuten),


Wagenbeamten, Transiteuren, Wagenschreibern und sonstigen, mit dem ständigen Gebrauch wagendienstlicher Vorschriften befassten Bediensteten des Kommerziellen Wagendienstes, Magazinsmeistern, Halte- und Ladestellenaufsehern sowie Bahnhofgehilfen I im Güter-, Gepäck- und Expressgutmagazinsdienst


für den Kalendermonat 
30 Minuten


(d.s. für die Woche 
7 Minuten)


auf die Arbeitszeit anzurechnen.


6. Je Dienstschicht ist eine Waschzeit von 10 Minuten, bei besonders verschmutzenden Dienstverrichtungen von 15 Minuten einzuräumen. Waschzeiten sind voll als Arbeitszeit anzurechnen.


Abweichend davon ist keine Waschzeit einzuräumen:


- beim Technischen Wagendienst


- beim Remisendienst für den Remisen(ober)aufseher."


B. Im Zugbegleitdienst


1. Als wirkliche Arbeitszeit ist zu bewerten


a) die tatsächliche Fahrzeit der begleiteten Züge (auch bei Fahrten zur Erwerbung der Streckenkenntnis),


b) die Dauer von Ortsdienstleistungen,


c) die Dauer des Vorbereitungs- und des Abschlussdienstes,


d) die vor und nach jeder Fahrgastfahrt zu gewährende Meldezeit von 15 Minuten im Heimatbahnhof und von 10 Minuten in auswärtigen Bahnhöfen, sofern die Meldezeit nicht schon bei Festsetzung des Vorbereitungs- und des Abschlussdienstes für die Fahrgastfahrt oder für die vorangegangene oder folgende Dienstleistung berücksichtigt wurde,


e) die auf Ausgangsverspätungen entfallende Zeit von der fahrplanmäßigen Abfahrtszeit des zur Begleitung bestimmten Zuges an gerechnet, wenn die Dienstleistung beim Zug erforderlich ist,


f) der Zeitaufwand für Dienstunterricht, Nachprüfungen und Einvernahmen,


g) je Dienstschicht eine Waschzeit von 1 Minute.


2. Auf die Arbeitszeit sind ferner anzurechnen


a) die Wendezeiten, und zwar


im Heimatbahnhof bis zur Dauer von einer Stunde mit ihrer tatsächlichen Dauer und bei längerer Dauer für die erste Stunde voll und für die weitere Dauer bis


zum Ablauf der dritten Stunde zur Hälfte,


in auswärtigen Bahnhöfen bis zur Dauer von einer Stunde voll, bei längerer


Dauer für die erste Stunde voll und für die weitere Dauer bis zum Ablauf der


sechsten Stunde zur Hälfte,


b) die auf Fahrgastfahrten (§ 4) entfallende Zeit mit 80 %,


c) die auf Ausgangsverspätungen entfallende Zeit, die nicht beim Zug verbracht wird, wenn die zum Dienstantritt erschienene Mannschaft dienstbereit auf die Übernahme des verspäteten Zuges wartet, als Dienstbereitschaft mit 80 %,


d) die auf dem Bahnhof geleistete Dienstbereitschaft für Bedarfsdienste mit 80%, 


e) die in auswärtigen Bahnhöfen durch die Betriebslage erzwungenen Stillager, wenn sie mehr als acht Stunden dauern, für die neunte und die folgenden Stunden als Dienstbereitschaft mit 80 %.


3. Zur Fahrzeit gehören neben der eigentlichen Fahrzeit auch Aufenthalte auf den Unterwegsbahnhöfen und Umkehrzeiten bis zu 30 Minuten, während der das Personal den Zug nicht verlassen darf.


4. Die Dauer des Vorbereitungs- und des Abschlußdienstes richtet sich nach dem Umfang der Dienstverrichtungen und nach den örtlichen Verhältnissen und ist im voraus für jeden Bahnhof und jeden Zug mit der Personalvertretung zu vereinbaren. Zuschläge für Verspätungen und sonstige Betriebsunregelmäßigkeiten dürfen nicht gegeben werden.


5.Ortsdienst ist jeder nicht zum Fahrdienst zählende Dienst auf Heimat- und fremden Bahnhöfen.


6.Für Dienstunterricht, an dem das Personal in dienstfreier Zeit teilnehmen muss, ferner für die Beanspruchung durch die regelmäßigen Nachprüfungen und durch Einvernahmen sind für den Kalendermonat


den Zugführern ................................................................
147 Minuten


(d.s. für die Woche ...........................................................
34 Minuten),


Gepäck- und Reisezugschaffnern sowie Güterzugschaffnern mit abgelegter Dienstprüfung für Personenzugschaffner .........................
147 Minuten


(d.s. für die Woche ............................................................
34 Minuten),


Güterzugschaffnern, ........................................................
132 Minuten


(d.s. für die Woche ...........................................................
30 Minuten),


für Korrekturen der Dienstvorschriften und Fahrplanbehelfe sind Zugführern und Schaffnern mit Revisionsdienst .......................................
60 Minuten


(d.s. für die Woche ............................................................
14 Minuten),


Zugführern ohne Revisionsdienst .....................................
50 Minuten


(d.s. für die Woche ............................................................
12 Minuten),


Schaffnern ohne Revisionsdienst .....................................
25 Minuten


(d.s. für die Woche ...........................................................
6 Minuten),


sohin insgesamt


Zugführern mit Revisionsdienst .......................................
207 Minuten


(d.s. für die Woche ...........................................................
48 Minuten),


Zugführern ohne Revisionsdienst ......................................
197 Minuten


(d.s. für die Woche .............................................................
45 Minuten),


Gepäckschaffnern ............................................................
172 Minuten


(d.s. für die Woche ............................................................
40 Minuten),


Reisezugschaffnern ...........................................................
207 Minuten


(d.s. für die Woche ...........................................................
48 Minuten),


Güterzugschaffnern mit abgelegter Dienstprüfung für Personenzugschaffner 


.......................................................................................
172 Minuten


(d.s. für die Woche ..........................................................
40 Minuten),


Güterzugschaffner ...........................................................
157 Minuten


(d.s. für die Woche ..........................................................
36 Minuten)


als Arbeitszeit anzurechnen.


c. Im Triebfahrzeugfahrdienst


1. Als wirkliche Arbeitszeit ist zu bewerten


a) die tatsächliche Fahrzeit der geführten Züge (auch bei Fahrten zur Erwerbung der Streckenkenntnis und bei Typenschulungsfahrten),


b) die im Verschubdienst auf Verschubtriebfahrzeugen zugebrachte Zeit einschließlich von Arbeitsunterbrechungen bis zu 45 Minuten und die zwischen der sechsten und achten Verschubstunde zu gewährende Esspause von mindestens 20 Minuten,


c) der Zeitaufwand für sonstige Ortsdienste (Vorheizen von Zügen, Wasser schöpfen, Entseuchungsarbeiten udgl.),


d) der Zeitaufwand für die Wartung von Triebfahrzeugen, wenn die Mannschaft zwischen zwei Zugleistungen das Triebfahrzeug nicht verlassen darf, 


e) der Bereitschaftsdienst mit Beaufsichtigung des Triebfahrzeuges,


f) die Dauer der Begleitung der im Zug eingereihten Triebfahrzeuge,


g) die Dauer des Vorbereitungs- und des Abschlußdienstes,


h) die bei Dienstbeginn in der Heimat (oder bei betrieblicher Notwendigkeit) im Fahr- und Verschubdienst zu gewährende persönliche Vorbereitungszeit von 10 Minuten, sofern diese nicht schon bei der Festsetzung des Vorbereitungs- und


Abschlussdienstes gern. lit. g) berücksichtigt wurde,


i) die als Durchschnittswert für jede Fahrplanperiode und für jeden Zug vereinbarte Verkehrszuwartezeit vor der Abfahrt und nach der Ankunft des Zuges,


k) die auf Ausgangsverspätungen entfallende Zeit von der fahrplanmäßigen Abfahrt des zur Führung bestimmten Zuges an gerechnet, wenn sie von der Mannschaft auf dem Triebfahrzeug verbracht werden muss,


I) der Zeitaufwand für Dienstunterricht, Nachprüfungen und für Einvernahmen.


2. Auf die Arbeitszeit sind ferner anzurechnen die Wendezeiten, und zwar


a) im Heimatbahnhof bis zur Dauer von einer Stunde mit ihrer tatsächlichen


Dauer und bei längerer Dauer für die erste Stunde voll und für die weitere Dauer bis zum Ablauf der dritten Stunde zur Hälfte,


in auswärtigen Bahnhöfen bis zur Dauer von einer Stunde voll und bei längerer Dauer für die erste Stunde voll und für die weitere Dauer bis zum Ablauf der sechsten Stunde zur Hälfte,


b) die auf Fahrgastfahrten (§ 4) entfallende Zeit mit 80 %,


c) die auf Ausgangsverspätungen entfallende Zeit, die nicht auf dem Triebfahrzeug verbracht wird, wenn die zum Dienstantritt erschienene Mannschaft dienstbereit auf den verspäteten Zug zur Weiterführung wartet, als Dienstbereitschaft mit 80%,


d) Bereitschaftsdienste ohne Beaufsichtigung eines Triebfahrzeuges mit 80 %.


3. Zur Fahrzeit gehören neben der eigentlichen Fahrzeit auch Aufenthalte auf den Unterwegsbahnhöfen und Umkehrzeiten bis zu 30 Minuten, während der das Personal das Triebfahrzeug nicht verlassen darf.


4. Die Dauer des Vorbereitungs- und des Abschlußdienstes richtet sich nach dem Umfang der Dienstverrichtungen und ist im voraus für jede Triebfahrzeugreihe mit der Personalvertretung zu vereinbaren. Zuschläge für Verspätungen und


5. Für Korrekturen der Dienstvorschriften und Fahrplanbehelfe sind für den Kalendermonat


Triebfahrzeugführern ................................................................
30 Minuten

(d.s. für die Woche ...................................................................
7 Minuten),

als Arbeitszeit anzurechnen.


D. Im Kraftwagenfahrdienst


1 Als wirkliche Arbeitszeit ist zu bewerten


a) die tatsächliche Fahrzeit der geführten oder begleiteten Kraftwagen (auch die Fahrten zur Erwerbung der Streckenkenntnis),


b) die auf Instandsetzungs- und Herstellungsarbeiten in der Kraftwagenwerkstätte oder außerhalb derselben aufgewendete Zeit,


c) der Zeitaufwand für sonstige von den Kraftwagenbediensteten versehene Ortsdienste vor Beginn oder nach Beendigung der Fahrleistung,


d) die Dauer des Vorbereite- und Abschlußdienstes,


e) der Zeitaufwand für Dienstunterricht, Nachprüfungen und Einvernahmen,


f) je Dienstschicht eine Waschzeit von 10 Minuten, bei besonders verschmutzenden Dienstverrichtungen von 15 Minuten.


2. Auf die Arbeitszeit ist ferner anzurechnen


a) die Wendezeiten, und zwar in der Heimatdienststelle bis zur Dauer von einer Stunde, mit ihrer tatsächlichen Dauer, bei einer Dauer von mehr als einer, jedoch maximal acht Stunden, für die erste Stunde voll und für jede weitere bis zum Ablauf der dritten Stunde zur Hälfte, außerhalb der Heimatdienststelle bis zur Dauer von einer Stunde voll, bei einer Dauer von mehr als einer, jedoch maximal acht Stunden, für die erste Stunde voll und für die weitere Dauer bis zum Ablauf der sechsten Stunde zur Hälfte,


b) die auf Fahrgastfahrten (§ 4) entfallende Zeit mit 80 %,


c) Bereitschaftsdienste mit 80 %,


d) die außerhalb des Dienst- bzw. Wohnortes durch die Betriebslage erzwungenen Stillager, wenn sie bei dem im planmäßigen Verkehr verwendeten Personal mehr als dreizehn Stunden dauern, für die vierzehnte und die folgenden Stunden als Dienstbereitschaft mit 80 % Die Dauer des Vorbereite- und Abschlußdienstes, der Einzahlzeit und der sonstigen Nebenleistungen richtet sich nach dem Umfang der Dienstverrichtung und ist im voraus für jede Kraftfahrstelle und jeden Kraftwagen den örtlichen Verhältnissen entsprechend mit der Personalvertretung zu vereinbaren.


Ortsdienst ist jeder nicht zum Fahrdienst zählende Dienst des Kraftwagenfahrpersonals in der Heimatdienststelle oder in Umkehrstellen.


Für die Korrektur der Dienstvorschriften und Fahrplanbehelfe sind für den Kalendermonat


Omnibuslenkern ..........................................................
60 Minuten


(d.s. für die Woche ......................................................
14 Minuten)


Kraftwagenlenkern ......................................................
50 Minuten


(d.s. für die Woche .......................................................
12 Minuten)


Begleitern im Güterverkehr .........................................
25 Minuten


(d.s. für die Woche ......................................................
  6 Minuten)


als Arbeitszeit anzurechnen.


E. Im Schifffahrtsdienst auf dem Bodensee oder auf anderen Binnengewässern


1 Als wirkliche Arbeitszeit ist zu bewerten


a) die tatsächliche Fahrzeit der Schiffe (auch bei Fahrten zur Erwerbung der


Streckenkenntnis),


b) die Dauer der Instandhaltungs- und Herstellungsarbeiten auf dem Schiff einschließlich Deckarbeiten,


c) die auf Ortsdienste im Hafen aufgewendete Zeit,


d) die auf Bereitschaft und auf Ausgangsverspätungen entfallende Zeit, wenn


sie auf dem Schiff verbracht werden muss,


e) die Dauer des Vorbereitungs- und des Abschlußdienstes,


f) der Zeitaufwand für Dienstunterricht, Nachprüfungen und Einvernahmen,


g) je Dienstschicht eine Waschzeit von 10 Minuten, bei besonders verschmutzen den Dienstverrichtungen von 15 Minuten


2 Auf die Arbeitszeit sind ferner anzurechnen


a) die Wendezeiten, und zwar im Heimathafen bis zur Dauer von einer Stunde mit ihrer tatsächlichen Dauer und bei längerer Dauer für die erste Stunde voll und für die weitere Dauer bis zum Ablauf der dritten Stunde zur Hälfte, in fremden Häfen bis zur Dauer von einer Stunde voll, bei längerer Dauer für die erste Stunde voll und für die weitere Dauer bis zum Ablauf der sechsten Stunde zur Hälfte,


b) die auf Fahrgastfahrten (§ 4) entfallende Zeit mit 80 %,


c) die auf Ausgangsverspätungen entfallende Zeit, die nicht auf dem Schiff verbracht wird, wenn die zum Dienstantritt erschienene Mannschaft dienstbereit auf die Übernahme des Schiffes wartet, als Dienstbereitschaft mit 80 %,


d) der nicht auf dem Schiff zu leistende Bereitschaftsdienst mit 80 %.


3. Zur Fahrzeit gehören auch die Aufenthalte in den Unterwegshäfen und Umkehrzeiten, während der das Personal das Schiff nicht verlassen darf 


4. Die Dauer des Vorbereitungs- und des Abschlußdienstes richtet sich nach dem Umfang der Dienstverrichtungen und ist im voraus für jeden Schiffskurs mit der Personalvertretung zu vereinbaren


Ausführungsbestimmungen zu § 7


Zu A, Pkte 4 und 5:


Bezüglich Anrechnung der Zeitwerte für Korrekturen sowie der Waschzeiten ist zu beachten:


I. Korrektur- und Waschzeiten sind bei Dienstposten, welche in eine der Dienstplangruppen IA bis V eingereiht sind, für die Ermittlung des Nutzungsgrades heranzuziehen.


2. Für jene Dienstposten der Sonderdienstplangruppe S, deren Dienstschichtende mit dem Annahmeschluss im Güter- oder Personenverkehr zusammenfällt, sind diese Zeitwerte im Dienstschichtenvormerk vorerst all monatlich zu vermerken und laufend aufzurechnen. Die Abgeltung erfolgt diesfalls nach den Bestimmungen des § 15 der DV P 10 bzw. nach besonderen Weisungen.


3. Wenn Bedienstete auf den angeführten, in Sonderdienstplangruppe S eingereihten Dienstposten weniger als ein Kalendermonat verwendet werden (z.B. in Vertretungsfällen), ist der für die Woche vorgesehene Zeitwert mit der Anzahl der Verwendungswochen zu vervielfachen. Resttage sind nur insofern vergütungsfähig, wenn sie zusammen mehr als eine halbe Woche übersteigen. Bei abwechselnder Verwendung von 2 oder mehreren Bediensteten auf einem Dienstposten (z.B. Vertretung am Montag und Dienstag, Posteninhaber kehrt am Mittwoch vom Urlaub zurück) innerhalb einer Woche darf der Zeitwert nur einmal; und zwar dem Bediensteten mit der längsten Verwendung gutgeschrieben werden.

Zu B, Pkt. 2, lit. e) u. zu C, Pkt. 2, lit. e):


Für die Beurteilung der Anrechnung von Stillager in auswärtigen Bahnhöfen ist Planpersonal jenes Personal; welches entweder ständig innerhalb eines der vorhandenen Dienstpläne verwendet oder fallweise durch mehr als 2 Kalenderlage zur Deckung der Abgänge zufolge Krankheit, Urlaub bzw. sonstiger Abwesenheit innerhalb eines bestehenden Dienstplanes eingeteilt ist, Reservepersonal das übrige Personal.


Zu A, Pkt. 4; Zu B, Pkt. 6; Zu C, Pkt. 5; Zu D, Pkt. 6; Zu E, Pkt. 5:


Betragen die monatlichen Unterrichtszeiten weniger als 2 Stunden, so ist aus Zweckmäßigkeitsgründen der Unterricht auf 2-3 Stunden auszudehnen und dieser dafür beispielsweise statt an 10 nur an 8 Monaten im Jahr anzusetzen.


Zu B, Pkt. 5:


Verschubdienstleistungen innerhalb von Ortsdienstleistungen werden in gebührenrechtlicher Hinsicht den Fahrdienstleistungen gleichgestellt.


Zu C, Pkt. 1, lit. b):


Die Dauer der Esspause soll in der Regel "30 Minuten nicht überschreiten.


§ 8 Dienstschichten


1. Eine Dienstschicht umfasst den ganzen Zeitraum, der zwischen zwei Ruhezeiten, auch kürzeren Ruhezeiten (§ 10), liegt. Sie besteht im ortsgebundenen Dienst aus der wirklichen Arbeitszeit, der Dienstbereitschaft und den Pausen, im Fahrdienst aus der wirklichen Arbeitszeit, den Fahrgastfahrten, der Dienstbereitschaft und den Pausen (einschließlich der gemäß § 6 unter den Begriff "Pausen" fallenden Wendezeiten).


2. Das Höchstausmaß einzelner Dienstschichten beträgt


a) im ortsgebundenen Dienst bei andauernd schwerer körperlicher Arbeit 8 Stunden, in den übrigen Fällen 


bei anstrengender Beschäftigung, ...............................
12 Stunden, 


ansonsten, ...................................................................
16 Stunden,


b) im Zugbegleitdienst, ................................................
14 Stunden,


c) im Triebfahrzeugfahrdienst .....................................
14 Stunden,


e) im Schifffahrtsdienst ..............................................
14 Stunden.


3. Die in Pkt 2 unter b), c), und e) festgesetzte Höchstdauer der Dienstschicht gilt mit der Einschränkung, dass die Fahrzeit innerhalb einer Dienstschicht


a) im Zugbegleitdienst nicht mehr als 12 Stunden,


(für Zugbegleitbedienstete, die als Verkehrsbeimänner auf Triebfahrzeugen bei Einfachmannbedienung verwendet werden, gilt die Einschränkung unter b))


b) im Triebfahrzeugfahrdienst, sofern die Fahrzeiten mit mehr als der Hälfte in einen der nachstehenden Zeiträume fallen,


bei Zügen mit Fahrplanhöchstgeschwindigkeit ab 90 km/h


in der Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr nicht mehr als ..............
6 Stunden,


in der Zeit von 6 Uhr bis 22 Uhr nicht mehr als ..............
8 Stunden,


wenn mindestens eine zweistündige Arbeits- bzw. Fahrdienstunterbrechung (Dienstbereitschaft, Triebfahrzeugwarten, Wendezeit oder Fahrgastfahrt) innerhalb der Fahrzeit vorhanden ist:


bei Zügen mit Fahrplanhöchstgeschwindigkeiten von 60 bis ausschließlich 90 km/h


in der Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr nicht mehr als ..........
8 Stunden,


in der Zeit von 6.00 Uhr bis 22 Uhr nicht mehr als .....
10 Stunden,


wenn mindestens eine zweistündige Arbeits- bzw. Fahrdienstunterbrechung


(Dienstbereitschaft, Triebfahrzeugwarten, Wendezeit oder Fahrgastfahrt) innerhalb der Fahrzeit vorhanden ist:


bei Zügen mit Fahrplanhöchstgeschwindigkeiten bis ausschließlich 60 km/h


in der Zeit von 22 Uhr bis 10 Uhr nicht mehr als .........
10 Stunden,


in der Zeit von 6 Uhr bis 24 Uhr nicht mehr als ...........
12 Stunden,


wenn mindestens eine zweistündige Arbeits- bzw. Fahrdienstunterbrechung (Dienstbereitschaft, Triebfahrzeugwarten, Wendezeit oder Fahrgastfahrt) innerhalb der Fahrzeit vorhanden ist;


bei Kurzzügen


in der Zeit von 0 Uhr bis 8 Uhr nicht mehr als ...........................
6 Stunden,


und in der Zeit von 8 Uhr bis 24 Uhr nicht mehr als ...................
8 Stunden,


d) im Dienst der Schiffsmaschinisten und Schiffsheizer


nicht mehr als ...........................................................................
8 Stunden


betragen darf.


4.Endet die Dienstleistung mit einer Fahrgastfahrt, kann über Wunsch des Personals das Höchstausmaß einer Dienstschicht überschritten werden.


5. Das Höchstausmaß der Dienstschichten im Zugbegleitdienst gilt nicht für die


Liegewagenschaffner


6. Die bei Pkt. 2 angegebene Höchstdauer einzelner Dienstschichten und die durch


Pkt. 3 begrenzte Dauer der Fahrzeit innerhalb einer Dienstschicht kann bis zu jenem Ausmaß, das vom Personal nach seiner Beanspruchung und unter Berücksichtigung der Ruhezeiten vor und nach der Dienstschicht ohne Gefährdung der Betriebssicherheit noch ertragen werden kann, überschritten werden,


a) planmäßig, wenn dies im Interesse einer zweckmäßigen, wirtschaftlichen und den Wünschen des Personals entsprechenden Dienstplangestaltung liegt,


b) außerplanmäßig, wenn sich dies zwangsläufig bei Zugverspätungen oder anderen Betriebsunregelmäßigkeiten ergibt. Wird jedoch das im Pkt. 2 angegebene Höchstausmaß diesfalls überschritten und endet die Dienstschicht mit einer Fahrleistung, dann ist aus Gründen der Betriebssicherheit die Begrenzung nach Pkt. 3 zu beachten


7. Das in Pkt. 2 angegebene Höchstausmaß der einzelnen Dienstschichten sowie die in Pkt. 3 angegebene Höchstdauer der Fahrzeit dürfen bei Zutreffen der Voraussetzungen von Pkt. 6 höchstens um 2 Stunden überschritten werden. Die Gesamtdauer der im ortsgebundenen Dienst von einem Bediensteten im Wochendurchschnitt zu leistenden dienstlichen Anwesenheitszeiten darf 44 Stunden nicht überschreiten. 


8. Bestimmungen für den Kraftwagendienst:


a) Die nachstehend "Tageslenkzeit" genannte Gesamtlenkzeit zwischen zwei täglichen Ruhezeiten oder einer täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit darf 9 Stunden nicht überschreiten. Sie darf zweimal pro Woche auf 10 Stunden verlängert werden.


b) Der Fahrer muss nach höchstens sechs Tageslenkzeiten eine wöchentliche


Ruhezeit im Sinne von § 10 einlegen


c) Die wöchentliche Ruhezeit kann bis zum Ende des sechsten Tages verschoben werden, falls die Gesamtlenkzeit während der sechs Tage nicht die Höchstdauer übersteigt, die sechs Tageslenkzeiten entspricht.


d) Die Lenkzeit gilt, auch dann als ununterbrochen, wenn sie durch kürzere Zeiträume unterbrochen wird, als sie für Lenkpausen vorgesehen sind.


e) Die Gesamtlenkzeit darf innerhalb eines Zeitraumes von einer Woche 56 Stunden, Innerhalb von zwei aufeinander folgenden Wochen 90 Stunden nicht überschreiten


f) Wenn es mit der Sicherheit im Straßenverkehr vereinbar ist, kann der Lenker, um einen geeigneten Halteplatz zu erreichen, von den in einschlägigen Ruhezeit und Dienstschichtregelungen abweichen, soweit dies erforderlich ist, um die Sicherheit der Fahrgäste, des Fahrzeuges oder der Ladung zu gewährleisten Art und Grund der Abweichung sind zu vermerken


1 auf dem Schaublatt, wenn das Fahrzeug mit einem EU-Kontrollgerät ausgestattet ist,


2 auf dem Kraftwagenfahrtbericht.


Ausführungsbestimmungen zu § 8


Zu Pkt. 7:


In besonders gelagerten Fällen kann auf Dienstposten des ortsgebundenen Dienstes bei geringer Beanspruchung die Dienstschicht um höchstens 3 Stunden Überschritten werden.


§ 9 Nachtdienstschichten


1. Als Nachtdienstschichten gelten jene Dienstschichten, die mit einem Teil in die Zeit von O Uhr bis 4 Uhr fallen.


2. Nachtdienstschichten, die vor 3 Uhr beginnen oder nach 2 Uhr enden, dürfen


a) im ortsgebundenen Dienst, wenn es sich um schwere körperliche Arbeit oder um besonders anstrengende Beschäftigung im Fahrdienstleiter-, Weichenstell-, Blockwärter-, Verschub-, Maschinenmeister-, Oberheizer-, Wagenuntersuchungs-, Wagenreinigungs-, Kraftwerks- und Fahrleitungsdienst handelt, nicht mehr als zweimal und in allen übrigen Fällen nicht mehr als dreimal,


b) im Zugbegleitdienst, Triebfahrzeugfahrdienst und im Kraftwagenfahrdienst nicht mehr als zweimal hintereinander angesetzt werden Nachtdienstschichten, die frühestens um 3 Uhr beginnen oder spätestens um


2 Uhr enden, dürfen nicht öfter als dreimal aufeinander folgen Die Bestimmungen in den Punkten 2 und 3 finden auf jenes Personal, das ausschließlich Nachtdienst zu versehen hat, keine Anwendung.


Ausführungsbestimmungen zu § 9


Zu Pkt. 4:


Die Bestimmungen dieses Punktes gelte" auch für den Schichtbetrieb im Werkstättendienst (jedoch nur für Bedienstete der Sonderdienstplangruppe S).


§ 10 Ruhezeiten


1. Ruhezeit ist jeder von dienstlicher Beanspruchung freie Zeitabschnitt (d.i. jeder Zeitabschnitt, der nicht auf wirkliche Arbeitszeit, auf Dienstbereitschaft oder auf Fahrgastfahrten entfällt} mit einer Mindestdauer


a) im ortsgebundenen Dienst von ..............................................
8 Stunden,


b) im Fahrdienst (ausgenommen Kraftwagenfahrdienst),


wenn die Ruhe in der Heimat verbracht wird, von .......................
12 Stunden,


wenn die Ruhe außerhalb der Heimat verbracht wird, von ...........
  6 Stunden


2 Im Fahrdienstleiter-, Weichenstell-, Blockwärter-, Schrankenwärter-, Verschub-, Maschinenmeister-, Oberheizer- und Wagenuntersuchungsdienst auf Posten, die ununterbrochen bei Tag und Nacht besetzt sind, soll entweder die auf eine 12- oder mehrstündige Schicht folgende oder ihr vorausgehende Ruhezeit mit mindestens 12 Stunden und die Dauer der übrigen Ruhezeiten, wenn der Weg zwischen Dienstort und Wohnstätte mehr als 30 Minuten erfordert, mit mindestens 10 Stunden festgesetzt werden.


3 In Ausnahmefällen können bei dienstlicher Notwendigkeit oder zur Ermöglichung einer zweckmäßigen, wirtschaftlichen oder den Wünschen des Personals entsprechenden Dienstplangestaltung unter den folgenden Voraussetzungen auch kürzere Ruhezeiten vorgesehen werden, und zwar 


a) im ortsgebundenen Dienst,


wenn der Weg zwischen Dienst- oder Arbeitsstelle und Wohnstätte nicht mehr als 15 Minuten Zeitaufwand erfordert und die gekürzte Ruhezeit in einem angemessenen Verhältnis zur Dauer und zum Arbeitsausmaß der vorangegangenen oder folgenden Dienstschicht steht,


mit einer Mindestdauer von ...................................................
6 Stunden,


b) im Fahrdienst (ausgenommen Kraftwagenfahrdienst),


wenn die Ruhe in der Heimat verbracht wird,


von mindestens. ...................................................................
10 Stunden,


wenn die Ruhe außerhalb der Heimat verbracht wird,


von mindestens ...................................................................
  5 Stunden


(Bei Anwendung von kurzen Ruhezeiten ist das zeitliche Ausmaß der Wendezeiten in Anrechnung zu bringen.)


4 Auswärtige Ruhezeiten gelten nur dann als solche, wenn eine Unterkunft mit Ruhemöglichkeit vorhanden ist.


5 Vor und nach einer Fahrgastfahrt darf eine auswärtige Ruhe nur dann angeordnet werden, wenn es die Zugverbindung zwingend erfordert oder die darauffolgende Dienstschicht mit endender Fahrdienstleistung eine Überschreitung gemäß § 8, Pkt. 2, lit. b) und c) darstellen würde.


6 Bestimmungen für den Kraftwagenfahrdienst


a) Dem Fahrpersonal ist innerhalb jedes Zeitraumes von 24 Stunden eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 11 zusammenhängenden Stunden zu gewähren, die höchstens dreimal pro Woche auf nicht weniger als 9 Stunden verkürzt werden kann, wenn bis zum Ende der folgenden Woche eine entsprechende Ruhezeit zum Ausgleich gewährt wird.


b) An Tagen, an denen eine tägliche Ruhezeit von mindestens 12 Stunden eingehalten wird, kann diese Ruhezeit in zwei oder drei Abschnitte geteilt werden, wobei ein Teil mindestens 8 zusammenhängende Stunden, die übrigen Teile mindestens eine Stunde betragen müssen


c) Innerhalb jedes Zeitraumes von 30 Stunden ist eine ununterbrochene tägliche Ruhezeit von mindestens acht Stunden zu gewähren, wenn sich mindestens zwei Lenker im Fahrzeug befinden.


d) In jeder Woche muss eine der in lit. a) u b) genannten Ruhezeiten als wöchentliche Ruhezeit in der Heimat auf insgesamt 45 zusammenhängende Stunden erhöht werden und soll möglichst einen vollen Kalendertag umfassen Diese Ruhezeit kann auf eine Mindestdauer von 36 zusammenhängenden Stunden verkürzt werden Jede Verkürzung ist durch eine zusammenhängende Ruhezeit auszugleichen, die vor Ende der auf die betreffende Woche folgenden dritten Woche zu nehmen ist Bei abgeordneten Bediensteten gilt als Heimat die Beschäftigungsstelle, das ist jene Dienststelle, der das Personal zur Dienstleistung zugewiesen ist.


e) Eine wöchentliche Ruhezeit, die in einer Woche beginnt und in die darauffolgende Woche hineinreicht, kann der einen oder anderen Woche zugerechnet werden


f) Jeder als Ausgleich für die Verkürzung der täglichen und/oder der wöchentlichen Ruhezeit genommenen Ruhezeit muss zusammen mit einer anderen mindestens achtstündigen Ruhezeit genommen werden und ist dem Betroffenen auf dessen Antrag hin am Dienstsitz oder am Heimatort des Fahrers zu gewähren


§ 11 Ruhetage


1. Ruhetage sind Ruhezeiten mit einer Mindestdauer von 36 Stunden, wenn sie in der Heimat verbracht werden können. Sie sollen möglichst einen vollen Kalendertag umfassen


2. Bei abgeordneten Bediensteten gilt als Heimat die Beschäftigungsstelle, d.i., jene Dienststelle, der das Personal zur Dienstleistung zugewiesen ist


3 Dem Personal gebührt in der Woche ein Ruhetag, wobei dafür zu sorgen ist, dass bei einer mehrwöchigen Dienstplanfolge für den ganzen Zeitabschnitt mindestens so viele Ruhetage vorgesehen werden, als der Wochenzahl entspricht Auf je drei Wochen hat mindestens ein Ruhetag zu entfallen, der einen vollen Kalendertag umfasst


4. Aus Gründen einer zweckmäßigen und wirtschaftlichen Dienstplangestaltung können an Stelle von je zwei Ruhetagen mindestens drei Ruhezeiten in der Dauer von 24 bis 36 Stunden als gekürzte Ruhetage in den Dienstplan eingelegt werden.


5. Sofern auf bestimmten Dienstposten der Dienst während des Wochenendes eingestellt ist, muss jedoch diese Ruhezeit auf allfällige freie Schichten angerechnet werden.


6. Für den Kraftfahrdienst gelten hinsichtlich der Ruhetage die Bestimmungen des § 10, Pkt 6, lit d.


§ 12 Dienstplansoll und Dienstplangruppen im ortsgebundenen Dienst


1. Das Dienstplansoll, das ist die zulässige Gesamtdauer der dienstlichen Anwesenheitszeiten zuzüglich der Pausen gemäß § 5, Pkt. 4, lit. a) eines Bediensteten im Wochendurchschnitt, wird im ortsgebundenen Dienst durch den Grad der Ausnützung des Personals bestimmt Der Nutzungsgrad wird gefunden durch Summierung der als wirkliche Arbeitszeit zu rechnenden Tätigkeiten und Hinzurechnung des auf die Arbeitszeit anrechenbaren Teiles der Dienstbereitschaften und Pausen, geteilt durch die Gesamtdauer der dienstlichen Anwesenheitszeiten zuzüglich der Pausen gemäß § 5, Pkt 4, lit. a).


Für die Ermittlung und Abgeltung von Zeitausgleichsansprüchen (freien Schichten) ist die dienstliche Anwesenheitszeit maßgebend.


Beispiel a).


Posten mit einfacher ununterbrochener Besetzung. Gesamtdauer der in der Woche zu leistenden Dienstschichten = 7 x 24 = .....................................
168 Stunden.


Hievon entfallen auf wirkliche Arbeitszeit ....................................
  75 Stunden,


Dienstbereitschaft .......................................................................
  93 Stunden,


daher auf angerechnete Arbeitszeit 75 + (93xO,8) = .....................
149,4 Stunden,


Nutzungsgrad 149,4168 = ...........................................................
0,889.


Beispiel b).


Posten mit einfacher Besetzung von 6 Uhr bis 8 Uhr und 17 Uhr bis 20 Uhr, mit Doppelbesetzung von 8 Uhr bis 17 Uhr 


Dauer der Dienstschichten = 7 x (5+18) = , ....................................
61 Stunden.


Hievon entfallen auf wirkliche Arbeitszeit .....................................
3 Stunden,


Pausen. ........................................................................................
1 Stunden,


Dienstbereitschaft ............................................................................
7 Stunden,

daher auf angerechnete Arbeitszeit 83 + (57xO,8) = .................
128,6 Stunden,


Nutzungsgrad 128,6 : (161-21) = ......................................................
0,918.


2. Nach dem Nutzungsgrad werden die Dienstposten im ortsgebundenen Dienst in folgende Dienstplangruppen eingereiht- Sonderdienstplangruppe S für alle Arbeitsverrichtungen, deren Dauer mit durchschnittlich 6 Stunden 40 Minuten an Werktagen bemessen ist und bei denen die gesamte Dienstplanschicht abzüglich der Pausen (insbesondere der Mittagspausen) als wirkliche Arbeitszeit gewertet wird (§ 7, Pkt 2), Dienstplangruppen I A -V für alle übrigen Arbeitsverrichtungen, die zumeist in Wechselschichten nach besonderen Dienstplänen abgeleistet werden


Es umfassen die Dienstplangruppen I A -V alle nicht zur Sonderdienstplangruppe S gehörenden Dienstposten mit einem Dienstplansoll von


I A ...................................................................................
38 Stunden 29 Minuten,

I B ...................................................................................
39 Stunden,

II ......................................................................................
40 Stunden,

III ...................................................................................
41 Stunden,

IV ....................................................................................
42 Stunden 30 Minuten,

V ......................................................................................
44 Stunden.

Der Nutzungsgrad beträgt unter Zugrundelegung der wöchentlichen Pflichtleistung von 38 Stunden 29 Minuten an Arbeitszeit [siehe § 2, Pkt. 1, lit. b)] in der Dienstplangruppe


I A .............................................................................
1,000-0,988


I B ..........................................................................…
0,987-0,963


II ...............................................................................
0,962-0,940


III ..............................................................................
0,939-0,907


IV ..............................................................................
0,906-0,876


V ……………………………………………………………….........
0,875-0,800.


4. Der für die Einreihung in eine der Dienstplangruppen I A bis V maßgebende


Nutzungsgrad ist derart festgesetzt, dass bei Einhaltung des Dienstplansolls durch den Zeitaufwand für die Übergabe und Übernahme des Dienstes beim Schichtwechsel in der Regel keine Überschreitung der zulässigen Arbeitszeit von 38 Stunden 29 Minuten in der Woche eintritt.


5. Bei Feststellung des Nutzungsgrades und Einreihung der Posten in eine der


Dienstplangruppen I A bis V darf nicht außer acht gelassen werden, dass alle zur Ermittlung der wirklichen Arbeitszeit nach § 7, Pkt 1, lit b) angewendeten Zeitwerte nur Näherungswerte sein können, und dass daher die Arbeitszeitermittlung auf Grund mittlerer Zeitwerte oft Unterschiede in der Ausnützung des Personals auf gleichartigen Dienstposten aufzeigt, die praktisch gar nicht bestehen Solche kleinere Verschiedenheiten sind bei Einreihung der Dienstposten in die Dienstplangruppen unberücksichtigt zu lassen Das Hauptaugenmerk ist vielmehr darauf zu richten, dass Dienststellen und Dienstposten mit ähnlichen Dienstleistungsverhältnissen möglichst gleich behandelt werden.


6. Erreichen die von einem Bediensteten im Wochendurchschnitt geleisteten Dienstschichten abzüglich der nicht eingerechneten Pausen das festgesetzte Dienstplan soll, so erfüllt dieser Bedienstete damit seine Pflichtleistung an Arbeitszeit, das heißt die von ihm geleisteten Dienstschichten entsprechen einer wöchentlichen Arbeitszeit von 38 Stunden 29 Minuten. Durch die Einreihung in eine Dienstplangruppe erübrigt sich daher die Ausrechnung der Arbeitszeit bei Aufstellung der Dienstpläne.


7. Müssen von Bediensteten, deren Dienstposten der Sonderdienstplangruppe S angehören, auch an Sonntagen oder an gesetzlichen Feiertagen Dienststunden geleistet werden, so sind diese Dienststunden nach § 15 als Mehrleistungen zu behandeln


8. Ist durch die Einreihung der Dienstposten in eine der Dienstplangruppen I A bis V das Dienstplansoll bestimmt, so ergibt sich hieraus in der Regel der für die Ableistung der Dienstschichten erforderliche Personalbedarf


Beispiel a)


Dauer der Dienstschichten in der Woche ................................
168 Stunden,


Dienstplansoll (Dienstplangruppe I B) .......................................
39 Stunden,


Personalbedarf (168.39=) ..........................................................
4,31 Köpfe.


Beispiel b).


Dauer der Dienstschichten in der Woche .................................
168 Stunden,


Dienstplansoll (Dienstplangruppe V) .........................................
44 Stunden,


Personalbedarf (168:44=) ............................................................
 3,82 Köpfe


Beispiel c):


Dauer der Dienstschichten abzüglich


21 Stunden Pausen in der Woche .............................................
91 Stunden,


Dienstplansoll (Dienstplangruppe V) .........................................
44 Stunden,


Personalbedarf (91 44=) ...........................................................
2,07 Köpfe.


9 Bei doppelter oder mehrfacher Besetzung des Postens ist der Personalbedarf durch Zusammenzählen der auf die dienstlichen Anwesenheitszeiten entfallenden Köpfe (z.B. auf einem Dienstposten mit einem Personalbedarf von 3 113+2 116=5 1/2 Köpfe) oder, wenn es sich um außergewöhnliche Besetzungsverhältnisse handelt, nach Pkt 8 zu ermitteln Die Dienstplangestaltung wird in dem einen oder anderen Fall einen etwas höheren Personalbedarf erfordern, als der rechnerisch ermittelten Kopfzahl entspricht Größere Unterschreitungen des Dienstplansolls sollen jedoch im Interesse einer wirtschaftlichen Betriebsführung tunlichst vermieden werden.


10. Werden Bedienstete auf mehreren Posten verwendet, die verschiedenen Dienstplangruppen angehören (z.B. Dienstplanablöser und Vertreter für beurlaubte und erkrankte Bedienstete), so ist dem Dienstplansoll dieser Bediensteten für ihre Gesamtverwendung die Dienstplangruppe ihrer Stammverwendung oder, wenn eine solche nicht gegeben ist, die Dienstplangruppe I A zugrunde zu legen und die Dauer der in anderen Dienstplangruppen geleisteten Dienstschichten nach der Tabelle in Anlage 2 auf Dienstschichtstunden der zugrunde gelegten Dienstplangruppe umzurechnen.


Ausführungsbestimmungen zu § 12


Zu Pkt. 10:


Bei Umrechnungen ist wie folgt vorzugehen:


Jede in einer von der Stammverwendung (=Stammdienstplangruppe) oder Dienstplangruppe l A abweichenden Verwendung (=Verwendungsdienstplangruppe) erbrachte Leistung wird vorerst auf Dienstplangruppe l A umgerechnet, indem diese Leistung durch die bei der Verwendungsdienstplangruppe angegebene Verhältniszahl geteilt wird. Die Umrechnung des gefundenen Quotienten auf den der Stammdienstplangruppe (I S-V) entsprechenden Zeitwerte erfolgt sodann durch Multiplikation dieses Quotienten mit der der Stammdienstplangruppe zugeordneten Verhältniszahl. Diese umgerechnete Leistung ist für die Gesamtermittlung der Monatsleistung maßgebend. Im Ergebnis am Monatsende sind hierbei Stundenbruchteile bis zu 29 Minuten zu vernachlässigen und ab 30 Minuten auf eine volle Stunde aufzurunden. Festgestellte Mehr- oder Minderleistungen sind in den folgenden Kalendermonat zu Übertragen. Hinsichtlich Verfall von Minderleistungen ist § 15, Pkt. 2, Abs. 3 der DV A 10 zu beachten. Beispiel a): Ein planmäßig auf einem Dienstposten der Dienstplangruppe II (Stammdienstplangruppe) eingeteilter Verschieber hat 14 Tage hindurch einen Bediensteten des Gepäck- und Zugdienstes (Dienstplangruppe V -Verwendungsdienstplangruppe) abzulösen. In diesem Zeitraum erbringt der Bedienstete eine Leistung von 108 Stunden. Da das Dienstplansoll in Dienstplangruppe V für 14 Tage 88 Stunden beträgt, hat der Bedienstete eine Mehrleistung von 20 Stunden erbracht. Diese ist durch die der Dienstplangruppe V zugehörende Verhältniszahl 1, 143 zu teilen und sodann mit der Dienstplangruppe II zugehörenden Verhältniszahl 1,039 zu vervielfachen: 20 Stunden = 1200 Minuten: 1, 143 = 1050 Minuten x 1,039 = 1091 Minuten = 18 Stunden 11 Minuten. Diese 18 Stunden 11 Minuten sind als Mehrleistung der Stammdienstplangruppe zu behandeln. Beispiel b): Ein planmäßig auf einem Dienstposten der Dienstplangruppe V eingeteilter Schrankenwärter hat 21 Tage hindurch einen Blockwärter (eingeteilt in Dienstplangruppe II) abzulösen. Während dieses Zeitraumes erbringt der Bedienstete eine Leistung von 130 Stunden. Da das Dienstplansoll in Dienstplangruppe II für diesen Zeitraum 120 Stunden beträgt, hat der Bedienstete eine Mehrleistung von 10 Stunden erbracht. Diese ist durch die der Dienstplangruppe zugehörende Verhältniszahl 1,039 zu teilen und sodann mit der der Dienstplangruppe V zugehörenden Verhältniszahl 1, 143 zu vervielfachen: 10 Stunden = 600 Minuten: 1,039 = 577 Minuten x 1, 143 = 660


Minuten = 11 Stunden. Diese 11 Stunden sind als Mehrleistung der Stammdienstplangruppe zu behandeln.


§ 13 Aufstellung der Dienstpläne


1. Der Dienst der in eine der Dienstplangruppen I A bis V eingereihten Bediensteten des ortsgebundenen Dienstes sowie der Bediensteten des Fahrdienstes ist im voraus durch Aufstellung von Dienstplänen zu regeln, die derart gestaltet sein müssen, dass sie eine geordnete und wirtschaftliche Betriebsführung gewährleisten.


Bei Einteilung des außerhalb eines Dienstplanes verwendeten Bediensteten (z.B. der Bediensteten der Reserve) ist darauf zu achten, dass sowohl den Bestimmungen dieser Vorschrift als auch den Erfordernissen der Wirtschaftlichkeit entsprochen wird.


2. Die in besonderen Anleitungen enthaltenen Durchführungsbestimmungen für die Aufstellung der Dienstpläne sind genau zu beachten Für den ortsgebundenden Dienst ist die Anleitung für die Aufstellung der Dienstpläne in der Anlage 3 zu dieser Vorschrift enthalten. Für den Zugbegleitdienst, den Triebfahrzeugfahrdienst, den Kraftwagenfahrdienst und den Dienst auf den Schiffen wird die Aufstellung der Dienstpläne durch gesonderte Anleitungen geregelt.


§ 14 Notmaßnahmen


1 Wenn die Verkehrsverhältnisse oder außergewöhnlichen Vorkommnisse (z.B.


Elementarereignisse, Fälle höherer Gewalt oder Zugunfälle) es erfordern, kann


das Personal vorübergehend planmäßig oder außerplanmäßig auch zu Leistungen über die im § 2 festgesetzte Pflichtleistung herangezogen werden Die Bestimmungen über die Mindestdauer der Ruhezeit (§ 10) sind dabei einzuhalten.


2 Auf den Ausgleich der dadurch entstehenden Mehrleistungen finden die Bestimmungen des § 15 Anwendung


§ 15 Ausgleich von Mehr- und Minderleistungen


1 Mehrleistungen des Personals sind Leistungen, die


a) im ortsgebundenen Dienst das Dienstplansoll (§ 12),


b) im Fahrdienst die im § 2, Pkt. 1, lit b) festgesetzte Pflichtleistung an Arbeitszeit überschreiten.


Bleiben die Leistungen hinter dem Dienstplansoll im ortsgebundenen Dienst oder der Pflichtleistung im Fahrdienst zurück, so entstehen Minderleistungen.


2 Mehrleistungen des Personals sind durch Zeitausgleich, das heißt durch Minderleistungen (Ausfall von Schichten oder Teilschichten) abzugelten, wenn sie nicht über Verlangen des Personals und auf Grund besonderer Verfügungen finanziell abzufinden sind. Minderleistungen können durch Mehrleistungen ausgeglichen werden. Von dieser Bestimmung ist zu Zeiten des gesteigerten Verkehrs (z.B. des Urlaubs-, Bäder-, Wintersport- oder Ernteverkehrs) sowie bei sonstigen vorübergehenden Personalmehrerfordernissen oder bei Personalabgängen in dem Fall Gebrauch zu machen, wenn die planmäßigen Leistungen im ortsgebundenen Dienst hinter dem Dienstplansoll und im Fahrdienst hinter der Leistungspflicht an Arbeitszeit zurückbleiben.


Für den Zeitausgleich können sowohl vorausgegangene als auch später eintretende Mehr- oder Minderleistungen herangezogen werden; vorausgegangene Minderleistungen aber nur dann, wenn sie zum Zeitpunkt des Ausgleiches höchstens 12 Monate zurückliegen


Minderleistungen von Streckenarbeitern, die bei aushilfsweiser Verwendung auf


Posten der Dienstplangruppen I A bis V gegenüber dem vorgeschriebenen Dienstplansoll eintreten, gelangen für den Ausgleich während der anschließenden Verwendung im Bau- und Bahnerhaltungsdienst nicht zur Anrechnung. Mehrleistungen, die zwangsläufig vollbracht wurden, sind binnen 14 Tagen nach ihrem Anfall vom Personal zu melden. Mehrleistungen sind von der Dienststelle in einem besonderen Vormerk festzuhalten und innerhalb der nächsten drei Monate auszugleichen, falls hiezu nicht vorausgegangene Minderleistungen herangezogen werden. Als Mehrleistungen sind auch alle Arbeitsverrichtungen zu werten, wenn sie auf Zeitabschnitte während der Dienstschicht entfallen, die im Dienstplan als Pausen vorgesehen sind.


3. Im ortsgebundenen Dienst ist bei der Feststellung und beim Ausgleich der Mehr- und Minderleistung noch folgendes zu beachten"


a) Als Sollleistung ist das Dienstplansoll der Dienstplangruppe, in die der Posten


gemäß § 12 eingereiht wurde, zugrunde zu legen 


Beispiel


Ein Dienstposten ist in die Dienstplangruppe V mit einem Dienstplansoll von 44 Stunden eingereiht. Die im Dienstplan vorgesehene Gesamtdauer der Dienstschichten des Bediensteten beträgt im Wochendurchschnitt bloß 43 Stunden. Es liegt daher eine planmäßige Minderleistung von 1 Stunde vor Muss auf diesem Posten bei außergewöhnlichem Bedarf die wöchentliche Gesamtdauer der Dienstschichten auf 46 Stunden ausgedehnt werden, so ist bei Feststellung der Mehrleistung nicht von der dienstplanmäßigen Gesamtdauer der Dienstschichten (di von durchschnittlich 43 Stunden in der Woche), sondern vom Dienstplansoll, das für die Dienstplangruppe V mit 44 Stunden festgesetzt ist, auszugehen Die Mehrleistung beträgt daher in der Woche nicht (46-43=) 3 Stunden, sondern bloß (46-44=) 2 Stunden.


b) Im ortsgebundenen Dienst gilt der Zeitausgleich als vollzogen, wenn die Dauer der weniger geleisteten Schichten oder Teilschichten jener der mehr geleisteten Schichten oder Teilschichten gleich ist


4. Im Zugbegleit-, Triebfahrzeugfahr-, Kraftwagenfahr- und Schifffahrtsdienst ist bei der Gegenüberstellung der Pflichtleistung und der tatsächlichen Leistung von der Leistung innerhalb eines Kalendermonates auszugehen. Als Pflichtleistung sind nach § 2, Pkt 1, lit b) zugrunde zu legen.


im 31tägigen Monat .................................................
170 Stunden 26 Minuten,


im 30tägigen Monat .................................................
164 Stunden 56 Minuten,


im Monat Februar bei 29 Tagen .............................
159 Stunden 26 Minuten,


im Monat Februar bei 28 Tagen .............................
153 Stunden 56 Minuten.


Beispiel a)'


Die anrechenbare Arbeitszeit des Triebfahrzeugführers beträgt laut Dienstplan im 30 tägigen Monat 182 Stunden 19 Minuten, der Dienstplan sieht daher eine planmäßige Mehrleistung von 17 Stunden 23 Minuten vor


Außerhalb der planmäßigen Arbeitszeit entstanden folgende Leistungen:


Durch Verspätung an Fahrzeit ..................................
5 Stunden 32 Minuten,


an Bereitschaft mit Triebfahrzeug .............................
 1 Stunde 30 Minuten,


durch eine angeordnete Fahrleistung außerhalb des Dienstplanes an


Vorbereitungs- und Abschlussdienst ........................
1 Stunde 30 Minuten,


an Fahrzeit ..............................................................
4 Stunden 53 Minuten,


an Fahrgastfahrten ..................................................
1 Stunde 30 Minuten


Die Mehrleistung umfasst daher an Fahrzeit ..............
10 Stunden 25 Minuten 


an Vorbereitungs- und Abschlussdienst ......................
1 Stunde 30 Minuten


an Bereitschaft mit Triebfahrzeug an ..........................
1 Stunde 30 Minuten 


Fahrgastfahrten (1 Std. 30 Min x 0,8) ...........................
1 Stunde 12 Minuten 


Zusammen ...................................................................
14 Stunden 37 Minuten.


Die Gesamtleistung an Arbeitszeit beträgt somit (182 Stunden 19 Minuten + 14 stunden 37 Minuten) = 196 Stunden 56 Minuten und die Mehrleistung an Arbeitszeit (196 Stunden 56 Minuten -164 Stunden 56 Minuten =) 32 Stunden.


Beispiel b).


Ein in der Reserve eingeteilter Schaffner hat im 31tägigen Monat tatsächlich geleistet


an Fahrzeit .....................................................................
119 Stunden 40 Minuten,

an angerechneten Wendezeiten ..................................
15 Stunden -Minuten,


an Dienstbereitschaft ..................................................
38 Stunden 15 Minuten,


an Fahrgastfahrten .....................................................
27 Stunden 36 Minuten.


Die Arbeitsleistung umfasst daher an Fahrzeit ...........
119 Stunden 40 Minuten,


an angerechneten Wendezeiten .................................
15 Stunden -Minuten,


an Dienstbereitschaft (38 Std. 15 Min x 0,8) ...............
30 Stunden 36 Minuten,


an Fahrgastfahrten (27 Std. 36 Min. x 0,8) .................
22 Stunden 04 Minuten,


Zusammen ..................................................................
187 Stunden 20 Minuten.


Es besteht somit eine Mehrleistung (187 Stunden 20 Minuten -170 Stunden 26 Minuten) = 16 Stunden 54 Minuten.


5 Bei Abwesenheit vom Dienst wegen Krankheit, Urlaub oder aus anderen gerechtfertigten Anlässen gilt


a) im ortsgebundenen Dienst jene Leistung, die während der hierauf entfallenden Zeiträume zu erbringen gewesen wäre,


b) im Fahrdienst die Pflichtleistung als erbracht.


Ausführungsbestimmungen zu § 15


§ 15 gilt nicht für Bedienstete der Sonderdienstplangruppe S, auf die die Bestimmungen der DA (96), Richtlinien für die Anordnung und Abgeltung von außerhalb der normalen Arbeitsstunden geleisteten Arbeiten sowie von Sonn- und Feiel1ags-


arbeiten der Bediensteten der Sonderdienstplangruppe S (Überstundenrichtlinien -ÜR-S), verlautbal1 im GDNbl. Sonderblatt Nr. 5 aus 1973, Anwendung finden.


Zu Pkt. 5, lit. a):


In allen Fällen, in denen Bedienstete des ortsgebundenen Dienstes nach einem Dienstplan verwendet werden (Planpersonal einschließlich Dienstplanablöser), ist bei gerechtfertigter Abwesenheit vom Dienst im Sinne des § 15, Pkt.5, lit. a) vorzugehen;


in allen übrigen Fällen des ortsgebundenen Dienstes ist das Dienstplansoll anzurechnen.

5.)
Auch folgendes hätte festgelegt werden müssen:

Der Kläger hat keine Ermächtigung erteilt, dass dritte Personen, insbesondere nicht die beklagten Parteien oder kollektivvertragliche Vertretungskörper in seinen individuellen Dienstvertrag eingreifen dürfen (Vorbringen Klage Punkt 2., Seite 5ff, Blg./A). Die Einhaltung dieser individuellen Dienstvereinbarungsbestimmungen wurde über einen Zeitraum von mehr als 30 Jahren durch die Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen bis zum 31.12.2004 einvernehmlich gepflogen. Es hat sich die Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen im Sinne einer langjährigen, unwidersprochenen Betriebsübung an diese Vereinbarung gehalten. 

Der Kläger hat niemanden die Berechtigung oder Vollmacht erteilt, seinen Vertrag abzuändern (VSS vom 23.02.2005, Punkt 3.). Diese Betriebsübung erfolgte auch in Entsprechung der §§ 4, 40 der Dienstordnung dahingehend, dass eine Abänderung dieser Rechte immer nur dann stattgefunden hat, wenn es insgesamt zu einer Verbesserung des Dienstnehmers, sohin auch des Klägers gekommen ist. 

Diese Feststellungen ergeben sich aus den vorgelegten Urkunden (Blg./A; ./K; ./HH; ./BBB; ./CCC; ./RRR), sowie den Aussagen des Klägers, Seite 12, 2. Abs., Seite 15, 3. und 4. Abs. ergeben).

Diese Feststellungen wären aber wesentlich gewesen, weil sich daraus rechtlich ergeben hätte, dass die Klagebegehren zu Punkt a.) zu Recht bestehen. 

6.)
Hätte das Erstgericht ein Gutachten eines Buchsachverständigen eingeholt, hätte es festgestellt, dass die Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen zum Stichtag 31.12.2003 keinen Verkehrswert in Höhe von 1,9 Milliarden Eure hatte, und kein Vermögen im Sinne des § 1 Abs. 1 Spaltungsgesetz von der Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen an die ÖBB Personenverkehrs AG übertragen worden ist, sodass diese in betriebswirtschaftlicher Hinsicht überlebensfähig wäre. 

Dies ergibt sich auch aus den vorgelegten Urkunden (Blg./G; ./M; ./N; ./Q; ./R; ./S; ./T; ./FF; ./GG; ./HH).

Hätte das Erstgericht dies zu den wesentlichen Verschlechterungen des Dienstrechtes, wie sie oben als fehlend gerügt wurden festgestellt, dann wäre das Erstgericht zum Ergebnis gelangt, dass der gegenständliche Betriebsübergang gegen die Schutzbestimmungen nach § 3 AVRAG, sowie gegen die Betriebsübergangsrichtlinie verstößt, weshalb der Kläger zu Recht das Feststellungsbegehren erhoben hat, dass weiterhin sein Dienstgeber die Gesellschaft Österreichische Bundesbahnen, nunmehr ÖBB Infrastruktur Bau AG ist. 

In der Folge hätte es dem Klagebegehren im Hauptpunkt, bzw. im Eventualbegehren stattgegeben.

C.)
„Überschießende“ Feststellungen:

1.)
Aufgrund des obzitierten Vorbringens der beklagten Parteien im VSS vom 30.12.2004, sowie im Vorbringen des Klägers steht außer Streit, dass die Vereinbarung Blg./B mit 01.01.2004 auch umgesetzt und zur Anwendung gekommen ist. 

Das Erstgericht hat auf Seite 23, 2. Absatz festgestellt, dass zum Zeitpunkt des Schlusses der mündlichen Verhandlung I. Instanz die klagende Partei von den Änderungen in der Vorrückung nicht betroffen ist. 

In der rechtlichen Beurteilung auf Seite 30 hat das Erstgericht gemutmaßt, dass Blg./B zwischen dem Vorstand der Personalvertretung lediglich abgeschlossen wäre, weshalb es das rechtliche Interesse des Klägers nur mittelbar, nämlich erst durch deren Umsetzung in einfachgesetzlichen oder kollektivvertraglichen Anordnungen bzw. in Richtlinien tangiere. 

Eine unmittelbare Wirkung dieser Vereinbarung auf die Rechtsstellung des Klägers bzw. auf das Rechtsverhältnis des Klägers zu den beklagten Partei gilt als nicht gegeben, weshalb die begehrte Feststellung der Unwirksamkeit dieser Vereinbarung gegenüber dem Kläger nicht geeignet ist die behauptete Beeinträchtigung der Rechtsphäre durch die beklagten Parteien zu beenden, bzw. einen künftigen Rechtsstreit zu vermeiden. Eine solche etwaige Beeinträchtigung ist ja eben erst durch die Umsetzung dieser Vereinbarung entstanden. 

Damit entfernt sich das Erstgericht vom einvernehmlichen Vorbringen der Streitteile. Diese überschießende Tatsachenfeststellung der unrichtigen rechtlichen Beurteilung kann daher nicht berücksichtig werden (vgl. ÖBA 1987, 918).

d.)
Zur unrichtigen Beweiswürdigung des Erstgerichtes:

1.)
Zwar vermeint das Erstgericht, dass die Feststellungen zum Großteil auf den wechselseitigen Vorbringen basieren. Das hinsichtlich der tatsächlichen Gegebenheiten und des chronologischen Geschehensablaufes im Wesentlichen Übereinstimmung bzw. Unstrittigkeit bestehe, bzw. das Vorbringen mit den übereinstimmenden vorgelegten Urkunden konform gehe. 

Wie auch zur Aktenwidrigkeit und oben bei der Rüge hinsichtlich der sekundären Verfahrensmängel ausgeführt, hat das Erstgericht aber diese Urkunden großteils nicht seinen Feststellungen zugrunde gelegt, sondern diese ignoriert. Aus diesem Grunde ist auch die diesbezüglich getroffene Beweiswürdigung unrichtig. 

Hätte das Erstgericht die Urkunden tatsächlich gewürdigt, hätte es die oben als fehlend und als aktenwidrig fehlend gerügten Feststellungen getroffen. 

2.)
Wenn das Erstgericht ausführt, dass die Feststellung hinsichtlich der diversen Zuschläge aus den Schilderungen der klagenden Partei, sowie des Zeugen Ebner resultieren, dann trifft dies nicht zu, und ist im Widerspruch zu den Feststellungen und der Aussage des Kläger, weil die Aussage des Klägers nicht Berücksichtigung findet. Das Erstgericht verkennt nämlich auch bei der Beweiswürdigung, dass es nicht darauf ankommt, ob gerade eine Vorrückung ansteht, oder ob gerade im Entscheidungszeitpunkt eine Betroffenheit diesbezüglich besteht, sondern darauf, ob allenfalls auch später der Kläger von einer Einschränkung seiner Vorrückungsmöglichkeiten betroffen sein kann, weil sein ursprünglicher Dienstvertrag vom Dienstgeber nicht eingehalten wird.

3.)
Wenn nun aber ohnehin die Glaubwürdigkeit des Klägers festgestellt ist, so gilt dessen Aussage als Feststellung. Dennoch hat das Erstgericht lediglich als Folge vorgreifender und rechtlicher Beurteilung sohin rechtsirrtümlich übersehen, folgendes formell dem Sachverhalt hinzuzufügen:

· Protokoll über mündliche Streitverhandlung vom 14.12.2005, Seite 9 oben:

Es ist in der Zwischenzeit fast unmöglich, innerhalb dieses Holding- Konzerns von einem Unternehmen zum anderen zu wechseln. Ich weiß das, weil ich gewerkschaftlich noch immer aktiv tätig bin. Man muss nunmehr bei einer Firma kündigen, um bei der anderen Firma zu arbeiten beginnen zu können. Es gibt also keinen reibungslosen Wechsel innerhalb des Unternehmens, welchen es ja doch 20 – 30 Jahre lang gegeben hat. 

· Seite 9, 2. Absatz, 2. Satz:

Aufgrund der Vereinbarung Blg./B bekomme ich jedoch nicht mehr 

· den Winterurlaubszuschlag,

· den Feiertagsurlaubszuschlag, sowie

· bezahlte Pausen

· auch Überstunden, und 

· Nachdienste

werden schlechter abgegolten als früher.

Die geänderte Vorrückungsregelung hat für mich insofern Bedeutung, als ich in dem Fall, dass ich mich für einen höherrangigen Dienstposten bewerbe und diesen auch bekomme, wo es mehr Vorrückungen gibt als in meiner Verwendung, ich daher nur noch alle drei Jahre vorrücken kann. 

Die neue Regelung bei der Entgeltfortzahlung im Krankenstand trifft ebenfalls auf mich zu.

Die neuen Regelungen im Disziplinarverfahren betreffen mich insofern, als ein Disziplinarverfahren jederzeit auf mich zukommen kann 

(Seite 10, vorletzter Absatz).

Die Umsetzung des Arbeitszeitgesetzes bzw. Arbeitsruhegesetzes hat in der Form der oben erwähnten Pausenregelung für mich Bedeutung. Regelungen, die mich aus der Blg./D momentan noch nicht betreffen, können mich jedoch dann betreffen, wenn ich auf einen anderen Arbeitsplatz innerhalb der ÖBB umsteige. 

In den Jahren seit meiner Beschäftigung von 1981 bis 2003 hat sich im Dienstrecht einiges geändert. Meines Wissens hat sich zu meinem Nachteil in dienstrechtlicher Hinsicht nichts geändert 

(Seite 10, unten, Seite 11, oben).

Ich verdiene monatlich etwa netto ...............................
€ 1.500,--

dies 14 mal im Jahr.

Der Entfall der Pausenregelung bedeutet eine Einschränkung von pro Monat brutto 
- € 160,--

der Entfall von Winterurlaubszuschlag und Feiertagszuschlag bringen für mich durchschnittliche Vermögenseinbußen von brutto
 - € 30,--

der Feiertagsurlaubszuschlag bewirkt ebenfalls wie die Überstundenzulage Vermögensminderung in Höhe von insgesamt brutto 
 - € 60,--

Die derzeitigen vermögensrechtlichen Einbußen belaufen sich sohin auf monatlich brutto 
- € 250,--

das entspricht einer Nettoeinbuße von monatlich 
 - € 175,--

(Anmerkung des KV).

Im Ergebnis bedeutet dies, dass der Kläger bereits jetzt Vermögenseinbußen von regelmäßig netto 
 - € 175,--

sohin 10% seines Verdienstes hinnehmen muss.

Dazu kommen noch die Verschlechterungen wegen

· der eingeschränkten Möglichkeit des Dienstwechsels und 

· der Karrieremöglichkeiten bei der Bundesbahn,

· der Wegfall der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, 

· die Verschärfung des Disziplinarrechtes.

Würde sich der Kläger wieder in den Turnusdienst versetzen lassen, so müsste er monatliche Einbußen von € 300,-- bis € 500,-- brutto, dass sind in etwa netto € 210,- bis € 350,-- hinnehmen,

sohin etwa 20% - 40%des Monatsverdienstes, zuzüglich der sonstigen Verschlechterungen. (Anmerkung des KV).

So wie es im § 44 der Dienstordnung festgehalten ist, so galten diese Rechte bis 31.12.2003. Bis zum 31.12.2003 haben diese gewährleisteten Rechte niemals eine Änderung erfahren. Ich weiß nicht, dass der Dienstgeber jemals Androhungen getätigt hätte, diese Recht zu beschneiden, oder zu kürzen. Der Vorgänger von Herrn Vorm Walde ist Herr Draxler, damals Generaldirekter der ÖBB hat dezidiert gesagt:

„Verträge sind einzuhalten.“

Ich habe darauf vertraut, 

dass diese Rechte entsprechend der Zusicherung in den Jahren 1994 und 1995 und entsprechend der langjährigen Dienstausübung auch weiterhin für mich gelten. Für mich war immer in Beton gemeißelt, dass diese Rechte gelten. 

Seit April 2005 habe ich wie oben dargelegt, monatliche Gehaltseinbußen von durchschnittlich € 160,-- netto pro Monat, dazu kommen natürlich auch noch die weiteren oben erwähnten Nachteile. 

Der Turnusdienst ist ein so genannter ausführender Betriebsdienst, alles was nicht eine 40- Stunden Woche von Montag bis Freitag ist, ist ein Turnusdienst, zB Triebfahrzeugführer, Fahrdienstleiter, Zugbegleiter, usw. 

Natürlich könnte ich mich dorthin versetzen lassen. Meine ursprünglichen Schulungen für den Zugbegleiter sind schon verfallen. Diese müsste ich wiederholen. Das ist jedoch keine Schwierigkeit. Ich weiß von Kollegen im Turnusdienst, welche monatlichen Einbußen in Höhe von € 300,-- bis € 500,-- brutto haben. 

Die Motivation für den Eintritt in das Dienstverhältnis bei der ÖBB war der sichere Arbeitsplatz, das geregelte Einkommen, die berufliche Laufbahn und die soziale und finanzielle Absicherung im Falle eines Unfalls oder einer Krankheit. 

Aufgrund der Umsetzung der Blg./B habe ich jetzt natürlich Angst, länger krank zu werden. Ab der zwölften Krankheitswoche habe ich nunmehr Gehaltseinbußen von 10%. Ab der sechzehnten Krankheitswoche von glaublich 40%. Ich habe für diese Vorteile ja auch Vorleistungen erbracht, wie zum Beispiel, mich mit einem geringeren Einkommen früher abgefunden. Ich habe Kreditrückzahlungen in Höhe von € 150.000,-- zu tätigen, das ist nunmehr aufgrund der Gehaltseinbußen schwieriger geworden 

(Seite 13, unten, Seite 14, oben).

Ich habe jetzt auch die Möglichkeit, mich für einen anderen Posten zu bewerben. Für den Fall, dass ich dann bei dem anderen Dienstposten aufgenommen werde, muss ich nunmehr in der Regel kündigen. Früher musste ich hierzu nicht kündigen. Die Folge einer Kündigung ist, dass ich meine Definitivstellung und die damit verbundenen Rechte verliere. 

3.)
Wenn also das Erstgericht ohnehin der Glaubwürdigkeit der Aussagen des Klägers Hedenig ausgeht, dann hätte es seine Vermögenseinbußen in Höhe von 10% netto seines Lohnes, das entspricht unter Berücksichtigung des 13. und 14. Monatsgehaltes einer Nettolohnminderung von 11,67%, sowie die sonstigen Verschlechterungen, nämlich 

· der Illiquidität seines Dienstgebers,

· der Minderung seiner Pension aufgrund der Durchrechnungspensionsregelung,

· der Nichtmöglichkeit der Bewerbung bei anderen ÖBB- Betrieben, ohne Kündigung und Verlust der Definitivstellung,

· der damit verbundenen Einschränkungen der Karrieremöglichkeiten,

· des Wegfalls der Entgeltfortzahlung im Krankenfall, 

· der Verschärfung des Disziplinarrechtes, 

· die Möglichkeit, einen höheren Verlust bei Winterurlaubszuschlag, Turnusurlaubszuschlag, Feiertagsurlaubszuschlag zu erleiden bei Änderung seines Postens, durch Verrichtung von Turnusdienst bei Änderung seines Tätigkeitsprofils bis zu 40% netto pro Monat (vgl. Blg./AAA, Aussage des Klägers)

· Seine Vorleistungen durch 25-jährige Leistungserbringung gegen schlechtere Entlohnung frustriert sind. 

In der Folge wäre es zum Ergebnis gelangt, dass der Eingriff in das Dienstrecht des Klägers sittenwidrig war, und daher ein Betriebsübergang nicht zu Recht auf die Zweitbeklagte erfolgen konnte. Dies auch im Hinblick auf seine nunmehr 25 jährige Dauer seiner Tätigkeiten im Vertrauen auf seinen Vertrag und die Tätigkeiten Zugehörigkeit zur ÖBB. 

4.)
Wenn das Erstgericht auch die Glaubwürdigkeit der Aussagen der Zeugen Ebner, Zöchmeister als überzeugend darlegt, dann ist dies objektiv nicht nachvollziehbar, weil

· diese ja der Dienstgeberseite und somit der beklagten Seite zuzurechnen sind

· sie stehen daher in einer wirtschaftlichen Abhängigkeitssituation, weil sie zur ÖBB in einem Dienstverhältnis stehen.

· die Auffassung, dass sie jederzeit damit rechnen mussten, dass in die gewährleisteten Rechte aufgrund der Jeweilsklausel eingegriffen wird, eine private und sehr subjektive rechtliche Beurteilung, welche objektiv nicht zutrifft.

· diese auch im Widerspruch zu den Bestätigungen, dass niemals in diese Rechte bis zum Zuge der gegenständlichen Umstrukturierung eingegriffen worden ist, sohin eine mehr als 30 jährige, unwidersprochene Betriebsübung besteht, steht.

· dies auch der „internen“ Urkunde Blg./K, die aber offenbar nicht intern war, sondern bis nach Villach versandt wurde.

· dies im Widerspruch zu den vorgelegten Urkunden, insbesondere der objektiven Textierung der Blg./A; ./K; ./BBB; ./CCC; und ./RRR steht.

· das Verhalten der Zeugen, welche bei diesen Punkten jeweils den Blickkontakt zur Richterin mieden, und einen eher verlegenen Eindruck machten, und Hilfe suchend zur Beklagtenvertreterin sich wandten.

· Der Eindruck betreffend die Richtigkeit dieser Aussagen ist daher keinesfalls als überzeugend zu bewerten. Im Gegenteil, es ist völlig unglaubwürdig, wenngleich aufgrund der wirtschaftlichen Abhängigkeit der Zeugen von ihrem Dienstgeber in leitender Position menschlich verständlich. Im Übrigen handelt es sich ja im Wesentlichen um private Rechtsansichten der Zeugen und nicht um objektive Rechtssätze. Diese haben sie ja in der Blg./K konträr zur Aussage festgehalten. 

5.)
Es ist völlig unrichtig, dass die klagende Partei lediglich „zum Beweis des gesamten Vorbringens“ die Zeugen Wilhelm Haberzettel, Dr. Wolfgang Moldaschl, DI Eberhart Rüdiger Vom Walde und Gottfried Winkler geführt hat. In diesem Zusammenhang wird auf die Ausführungen zu den sekundären Feststellungsmängeln verwiesen, und auf die dort zitierten konkreten Beweisanbote. 

Der Umstand, dass diese Zeugen nicht einvernommen wurden, und auch die weiteren beantragten Zeugen nicht einmal hingewiesen wurde, weist darauf hin, dass das Erstgericht aufgrund einer vorgefassten Rechtsmeinung das gegenständliche Beweisverfahren geführt hat. 

B.)
Nichtigkeit

Hilfsweise werden die im folgenden ausgeführten Nichtigkeitsgründe auch als primäre und sekundäre Verfahrensmängel bzw. als Aktenwidrigkeiten geltend gemacht. 

Gem. § 477 Abs. 1 Z 9 sind angefochtene Urteile wegen Nichtigkeit aufzuheben, wenn die Fassung des Urteils so mangelhaft ist, dass dessen Überprüfung nicht mit Sicherheit vorgenommen werden kann, bzw. wenn das Urteil mit sich selbst in Widerspruch ist, oder für die Entscheidungen keine Gründe angegeben sind, und diesen Mängeln durch eine vom Berufungsgericht angeordnete Berichtigung des Urteils nicht abgeholfen werden kann.

Dies trifft nach Auffassung des Klägers aus nachstehenden Erwägungen zu:

1.)
Das Erstgericht hat auf Seite 22 festgestellt, dass die Vereinbarung, welche umfangreich zitiert ist, mit 01.05.2004 in Kraft tritt.

(Seite 22, 4. Absatz).

Auf Seite 22, vorletzter Absatz hat es festgehalten:

Mit Ablauf des 31.12.2004 wurde die oben dargestellte Übertragung der Teilbetriebe auf die übernehmenden Rechtsträger wirksam. Gleichzeitig wurden die Mitarbeiter der Österreichischen Bundesbahnen jenen Teilbetrieben zugeordnet, welche ihre bisherigen Aufgabenbereiche ausführten. 

2.)
Das Erstgericht hat aber auf Seite 23, unten, letzter Absatz bisd Seite 28 Mitte festgestellt:

Die Disziplinarordnung, die Bundesbahnpensionsordnung, die Dienstordnung, sowie die Besoldungsordnung stellen jeweils Vertragsschablonen dar, welche mit Abschluss des jeweiligen Einzeldienstvertrages wirksam wurden. Die allgemeinen Vertragsbedingungen für Dienstverträge bei den Österreichischen Bundesbahnen (AVB), sowie die diese ergänzenden Richtlinien und Dienstanweisungen in der jeweils gültigen Fassung, kommen für den Kläger ab 01.01.2005 auch gegenüber der ÖBB Personenverkehr AG zur Anwendung. 

Die „allgemeinen Vertragsbedingungen für Dienstverträge bei den Österreichischen Bundesbahnen (AVB)“ sind mit 01.01.1996 in Kraft getreten. Abänderungen der AVB wurden immer nur in Abstimmung mit der Personalvertretung getätigt. Die Übergangsbestimmung des § 87 Abs. 3 AVB lautet:

In der Folge werden § 67 Abs. 3 AVB, §16 AVB, § 41 AVB, § 55 bis 57 der Dienstordnung, sowie §§ 44 der Dienstordnung so zitiert, dass sämtliche dieser Bestimmungen exakt dem Wortlaut des Dienstrechtes zum Stichtag 31.12.2003, wie dies in Blg./A aufscheint wörtlich zitiert.

§ 67 Abs. 3 AVB entspricht Seite 143 in Blg./A

§ 16 AVB entspricht Seite 39 in Blg./A

§ 41 AVB entspricht Seite 103 in Blg./A

§ 55 bis 57 der Dienstordnung entsprechen Seite 40 in Blg./A

Die Bestimmungen der §§ 4, 40 der Dienstordnung sind auch zitiert in Blg./A, Seite 6, 7.

3.)
Damit hat das Erstgericht einerseits festgestellt, dass die Vereinbarung Blg./B gilt.

Andererseits hat das Erstgericht aber auch festgestellt, dass die wesentlichen Bestimmungen in Blg./A weiterhin zur Anwendung kommen, und sohin das Feststellungsbegehren im Punkt c.) zu Recht besteht. 

Darin liegt nach Auffassung der klagenden Partei ein unlösbarer Widerspruch. 

C.)
Aktenwidrigkeit:

1.)
Das Erstgericht hat zwar formell Beweis aufgenommen durch Einsichtnahme in die Urkunden Blg./A bis Blg./RRR. Entgegen dieser Einsichtnahme, hat es aber nachstehende durch diese Urkunden dokumentierten Beweisergebnisse einfach ignoriert, aber diese inhaltlich nicht den Sachverhaltsfeststellungen zugrunde gelegt. Damit hat das Erstgericht die Verpflichtung zur Durchführung des Beweisverfahrens durch Unterlassung der Feststellungen, welche sich aufgrund dieser Beweisergebnisse aus der Aktenlage ergeben, aktenwidrig unterlassen. 

Hätte das Erstgericht in die vorgelegten Urkunden tatsächlich Einsicht genommen, dann hätte es folgende Feststellungen getroffen:

· Dass Verfassungsrichter Prof.Dr. Karl Spielbüchler davon ausgeht, dass wenn man aus Budgetgründen in die privatrechtlichen Verträge der Eisenbahner eingreifen könnte, man auch per Gesetz den mit EADS im Kaufvertrag vereinbarten Preis für den Ankauf der Abfangjäger um 10% senken könnte, 

„weil der Bund darauf kommt, dass er die Kosten nicht mehr tragen will!“ (Blg./G)

· Die ÖBB Personenverkehr AG beschäftigt etwa 4600 Bedienstete. Ihr Stammkapital beträgt € 70.000,-- (Blg./B; ./AA)

· Unter Zugrundelegung eines durchschnittlichen Monatsbruttogehaltes, inklusive 13. und 14. Monatsgehalt von vorsichtig gerechneten € 2.000,--, ergebe dies monatliche Ausgaben in Höhe von 9.200.000,--. Die griedermäßige Unterkapitalisierung ist offenkundig (Blg./J; ./M; ./O; ./AA)

· Für Bedienstete, die vor dem Inkrafttreten der AVB bereits Bundesbahnbeamte waren, sind die entsprechenden Bestimmungen der Dienstordnung gewahrt

· Das bereits definitive Dienstverhältnis bleibt unkündbar

· 100%ige Entgeltsfortzahlung im Krankheitsfall

· alte Ermittlung bei Einstufung der Gehaltsstufe bleibt

· Wahrung der gem. § 40 der Dienstordnung gewährleisteten Rechtsverhältnisse (Blg./K)

· Die Bundesbahnen verzeichnet trotz Rekordinvestitionen (9,5 Milliarden Euro bis 2010) kaum ein Wachstum, das neue ÖBB- Management erwartet keine großen Zuwächse für die Bahn. Zwischen 2005 und 2010 steigt die Zahl der Fahrgäste nur um 0,5%. 

Die Bahn beschäftigt sich durch die Zerschlagung nun jahrelang mit sich selbst. Es rächt sich jetzt, dass die Umstrukturierung ohne Konzept gestartet wurde. (Blg./M)

· Einsparungen in Summe von 100 Mio. Euro ergeben sich bloß mittelfristig durch das neue Dienstrecht. (Blg./N)

· Der Personalstand bei den ÖBB sinkt ohnehin stetig um ca. 1000 Personen pro Jahr (Blg./O)

· Das ÖBB-Diensrecht hat sowohl für ÖBB als auch für die Mitarbeiter neue Probleme geschaffen: Die Diensteinteilung ist komplizierter geworden, der Diensttausch zwischen Kollegen ist unmöglich geworden. Das Unternehmen hat hingegen höhere Kosten (Blg./P)

· Die ÖBB verzeichnet im Jahr 2004 einen Gewinneinbruch um 80% gegenüber dem Jahr 2003, der Ertrag sank von 100 auf 21,4 Millionen Euro. Bei den ÖBB ist deutlich mehr Flexibilität im Personaleinsatz nötig. (Blg./Q)
· Trotz enormer Kosten wird kein Verkehr auf die Bahn verlagert, die Planungen basieren auf Verkehrslügen, weil die Prognosen haltlos sind. (Blg./R) 

· Auch treue Bahnkunden sind verärgert über die Probleme: Züge fahren mit Verspätungen ab. weil es für kurzfristige Ausfälle der Lokführer keinen Ersatz gibt. Dies deshalb, weil jeder Lokführer und Zugbegleiter nun 14 Tage im Vorhinein über seinen Dienstplan informiert sein muss, somit bleibt kein Raum für Flexibilität. (Blg./S)

· Es ist ÖBB-Chef Martin Huber nach 4 Monaten Amtszeit nicht gelungen, geordnete Verhältnisse herzustellen. (Blg./T)

Die Arbeitszeit- und Arbeitsruhebestimmungen werden nicht eingehalten, Überstunden werden gar nicht oder falsch ausbezahlt. Es gibt seit der Arbeitszeitumstellung keine ordnungsgemäße Zeitabrechnung mehr. (Blg./S)

· Für eine Versetzung soll künftig nicht mehr die Zustimmung des Mitarbeiters notwendig sein. (Blg./Y)

·  Es gibt Verträge, die es einzuhalten gilt. (Blg./Z)

· Für 80% der ÖBB-Mitarbeiter soll der Kündigungsschutz aufgeweicht werden – weil das Unternehmen betriebswirtschaftlich geführt werden muss. Nur so kann man die ÖBB dynamischer, marktgerecht und wettbewerbsfähig machen. (Blg./CC)

· In der ÖBB herrscht Chaos um die Bestellung neuer Manager. (Blg./FF)

· Die Reformergebnisse sind nicht vorhanden – Die ÖBB ist auf die EU-Erweiterung in keinster Weise vorbereitet. (Blg./GG)

· Keines der genannten Ziele des Bundesbahnstrukturgesetzes 2003 kann auch nur annähernd erreicht werden, weil

· Es gibt keine Sicherheit der Finanzierung für die Modernisierung.

· Es gibt keine betriebswirtschaftliche Notwendigkeit für eine derartige Unternehmenszersplitterung.

· Es fehlt völlig an politischen Vorgaben, es gibt keinerlei strategische Steuerungsmöglichkeiten, es gibt wegen einer schwachen Holding keine Durchgriffsmöglichkeiten.

· Das Gesetz wirkt sich negativ auf Verkehrspolitik im Personen- und auch im Güterverkehr aus.

· Es gibt keine erkennbaren positiven Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der ÖBB.

· Die Schaffung der ÖBB-Personalmanagement und –service GmbH ist für die Betroffenen völlig unzumutbar und wirtschaftlich nicht haltbar.

· Auf die Tochter- und Enkelgesellschaften hat das Gesetz existenzbedrohende Auswirkungen, welche nicht berücksichtigt worden sind.

· Die Umstrukturierungskosten sind nicht berücksichtigt worden

Durch „Versilbern“ des Vermögens zur Finanzierung von Neuinvestitionen wird die Substanz des Unternehmens geschwächt. 

Die Personalmanagementgesellschaft (Anm.: das ist die Zweitbeklage) ist eine Firma ohne Zukunft, ohne Strategie und ohne Perspektive und daher zum Scheitern verurteilt. Es handelt sich um eine völlig inakzeptable Missachtung der betroffenen Menschen. 

Die Eingriffe beim neuen Dienstrecht sind zum größten Teil unverhältnismäßig und deshalb verfassungswidrig.

Darüber hinaus seien einige Punkte sogar europarechtswidrig. 

Das Dienstrecht der Eisenbahner ist rechtstechnisch auf Ebene der Einzelarbeitsverträge geregelt und so handelt es sich bei allen Maßnahmen um Eingriffe in die verfassungsrechtlich geschützte Privatautonomie: 

· Der gesamte Zweck arbeitsrechtlicher Regelungen (Schutz des schwächeren Arbeitnehmers vor dem stärkeren Vertragspartner) wird ad absurdum geführt. Es wird nur der Arbeitgeber ÖBB geschützt.

· Die ÖBB-Beschäftigten werden zu Budgeteinsparungszwecken durch einen massiv einseitigen, gesetzgeberischen Eingriff in ihre Arbeitsverträge deutlich schlechter behandelt, als der überwiegende Rest der privatrechtlich beschäftigten Arbeitnehmer in Österreich. Dies ist verfassungsrechtlich unzulässig.

· Der Konsens, den die Gewerkschaft der Eisenbahner mit der Arbeitgeberseite über die Arbeitsbedingungen ausverhandelt hat, wird durch einen gesetzgeberischen Federstrich zum alleinigen Nachteil der Arbeitnehmer beseitigt. Damit ist die Koalitionsfreiheit gem. Art. 11 MRK verletzt, weil somit das Ergebnis gewerkschaftlichen Handels im nachhinein zunichte gemacht wird.

· Die vorgenommenen Eingriffe sind als Gesamtheit betrachtet ohne Zweifel eine unverhältnismäßige Beeinträchtigung der Privatautonomie und stellen eine Verletzung des Vertrauensschutzes dar. 

· Das ÖBB-Dienstrechtsgesetz stellt einen massiv verfassungswidrigen Rechtsmissbrauch dar. Dem Bund werden die privatrechtlich eingegangenen Dauerschuldverhältnisse mit den ÖBB-Beschäftigten zu teuer, deshalb bedient er sich jetzt der Gesetzgebung, um Verträge, die er selber geschlossen hat, einfach gesetzlich abzuändern. Dies alles unter dem Vorwand der „Budgetentlastung“. Sollte diese Vorgangsweise Gang und Gebe werden, kann der Bund jegliche privatrechtlich erledigte Beschaffungsvorgänge im Nachhinein billiger machen. 
Der Eingriff in das Dienstrecht wirkt sich auf katastrophale Art und Weise aus:

· Die Vorrückungsänderung bewirkt eine massive Entgelt- sowie PEnsionskürzung. Es wird einseitig in ein synallagmatisches Verhältnis eingegriffen. Der Vertrauensschutz wird völlig missachtet, in Anbetracht der Erwartungen, die man als ÖBB-Bediensteter hat (v.a. bzgl. der Gehaltsentwicklung).

· Die EG-Antidiskriminierungsrichtlinie (2000/78/EG) wird verletzt: jüngere Bedienstete sind deutlich massiver Betroffen als ältere Angestellte. 

· Ebenso gravierend ist die gekürzte Entgeltsfortzahlung im Krankheitsfall.

· Der Entzug des Kündigungsschutz darf im Lichte des Art. 1 1 ZP MRK nichtentschädigungsfrei erfolgen, weil von einer verfassungsrechtlich enteignungsähnlichen Maßnahme gesprochen werden kann.

Die genannten Gründe, die den Eingriff rechtfertigen sollen sind allesamt nicht haltbar:

· „einzusparende Budgetmittel“ ist kein hinlänglicher Grund für einen solchen Eingriff.

· „Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit“: Es kommt zu einer massiven Wettbewersbsverzerrung, da andere privatwirtschaftlichen Arbeitgeber (zB eine Spedition) keine Möglichkeit haben, die privatrechtlichen Arbeitsverträge einseitig abzuändern.

· Ebenso ist es nicht haltbar, den Wunsch der ÖBB-Bediensteten, sie von Privilegien-Diskussionen zu befreien, anzunehmen. Dann muss der Gesetzgeber immer dann tätig werden, wenn eine Gewerkschaft gute Arbeitsbedingungen aushandelt.

Das BBStG 2003 ist arbeitspolitisch katastrophal, verfassungsrechtlich weitgehend unhaltbar und punktuell europarechtswidrig.  Er stellt sich als rechtliche Schlechterstellung dieser Berufsgruppe gegenüber allen anderen privatrechtlich beschäftigten Österreichs dar. Insofern ist dieses Gesetz ein legistischer und rechtspolitischer Tiefpunkt.

Ziel des Gesetzes ist es die Bahn moderner, wettbewerbsfähiger und transparenter zu machen, ebenso sollen bessere Leistungen für Bürger und Unternehmer geschaffen werden. Keines dieser Ziele ist auch nur annähernd erfüllt:

· Es gibt keine gesetzliche Verplichtung des Bundes, die Modernisierung zu finanzieren. 

· Die Umstrukturierung findet in einer Phase statt, in der das 1. EU-Eisenbahnliberalisierungs-Paket umgesetzt wird. Anstatt sich mit der Konkurrenzsituatuin am Markt zu beschäftigen, bindet die ÖBB ihre Kräfte jahrelang für interne Reorganisation.

· Die ÖBB war Spitzenbahn im internationalen Vergleich. Selbst im Vergleich zu den Schweizer Bahnen, dem Musterschüler Europas, schnitt sie hinsichtlich der ökonomischen Parameter besser ab.

· Somit wird ein verkehrspolitisch außerordentlich erfolgreiches Unternehmen, das keinerlei wirtschaftlichen Vergleich scheuen muss und durchaus wettbewerbsfähig ist, unnötigerweise zersplittert und in eine höchst ungewisse Zukunft geschickt.

· Völlig außer Acht gelassen wird, dass Zug und Schiene ein aufeinander abgestimmtes System sind. Eine Trennung von Infrastruktur und Betrieb hat im Bereich Sicherheit erhöhte Schwierigkeiten und unnötige Risiken mit katastrophalen Folgen zur Folge.

· Die finanziellen Auswirkungen der Umstrukturierungen sind nicht dargestellt.

Das BBStG ist ein wirtschaftlicher Blindflug. (Blg./HH)

· Österreicheischen Bundesbahnbediensteten wurde angekündigt, dass sie mit arbeitsrechtlichen Konsequenzen rechnen müssten, wenn sie die neuen Arbeitsverträge nicht unterschreiben. 

ÖBBler, die ihre Rechte vor Gericht erkämpfen wollen, wurde gedroht, sie werden als erstes zwangspensioniert (Blg./OO)

· Es ist nicht ersichtlich, was eigentlich die Kunden von Strukturreformen hätten, außer Preiserhöhungen und Streckenstilllegungen (Blg./PP)

· In drei oder vier Jahren wird die ÖBB wieder mit 3 – 4 Milliarden Euro verschuldet sein, und es wird immer schwieriger werden, politische Zustimmung für die Bahn zu gewinnen (Blg./QQ)

· Für den Ausbau der ÖBB haften die Steuerzahler jährlich für einen Kredit von 1,3 Milliarden Euro, mit Finanzierungskosten für den doppelten Betrag. Mit einer Rückzahlung ist nicht zu rechnen, weil eine Firma, die mehr investiert als sie Umsatz macht nicht Imstande ist, Schulden zurückzuzahlen. (Blg./SS)

· Die Technik im 110 Milionen Euro teuren Logistikzentrum in Linz funktioniert nicht, es fehlt an Kunden, die Preise fallen. Die Rail Cargo Austria musste Preisnachlässe bis zu 20% geben, um Transporte nicht zu verlieren. (Blg./UU)

· Es handelt sich beim BBStG um eine gesetzlich provozierte Schuldenfalle. (Blg./VV)

· Auf eine parlamentarische Anfrage bzlg. der finanziellen Lage sowie Absicherung der ÖBB Neu hin, wurde geantwortet, dass die ÖBB mit dem Bundesbahnstrukturgesetz in die wirtschaftliche Unabhängigkeit entlassen worden ist, und somit Weisungen und Einflussnahmen auch im Katastrophenfall ausgeschlossen sind. (Blg./XX)

· Durch die Eingriffe in das Diensrecht entstehen Verluste für Mitarbeiter von bis 24-35%. (Blg./AAA)

· Jedem Eisenbahner und jeder Eisenbahnerin blieben im Jahre 1994 seine/ihre Rechte gewahrt, und zwar, wie sie bei Dienstantritt gegolten haben, einschließlich aller erreichten Verbesserungen.

Es wird nicht in bestehende Rechte eingegriffen. (Blg./BBB)

· Die Rechte eines jeden Eisenbahners und einer jeden Eisenbahnerin sind gewahrt und zwar wie sie bei seinem oder ihrem Bahneintritt gegolten haben, einschließlich aller erreichten und in Zukunft zu erreichenden Verbesserungen. Die Urlaubsregelungen, TUZ, Nachtzeitzuschlag, gelten auch für den Bahneintritt ab 01.01.1995 unverändert.

(Blg./CCC)

· In den Jahren 2003 und 2004 hat die ÖBB 41 Millionen Euro für Beraterhonorare für das BBStG 2003ausgegeben. In den Jahren zuvor waren es konstant 8 Millionen pro Jahr. (Blg./FFF)

· Das Bundesbahnstrukturgesetz bringt nicht den propagierten Erfolg, Abläufe sind unübersichtlich geworden, der administrative Aufwand ist gestiegen, eine Effizienzsteigerung ist nicht eingetreten. (Blg./GGG)

· Die ÖBB ist ein kapitaler Sanierungsfall, ärger als erwartet. Die Ertragssituation hat sich seit 2003 um 150 Millionen Euro verschlechtert. Der Rail Cargo fehlen 35 Millionen Euro Umsatz gegenüber dem Budget. Nächstes Jahr werden die Ergebnisse weiter dramatisch nach unten gehen. 2006 wird es bei der Bahn an allen Ecken und Enden krachen. (Blg./HHH, ./III)

· Die ÖBB-Immobilienchefin verdient mit 348 000 Euro im Jahr mehr als der Bundeskanzler. Gleichzeitig werden 10 000 Mitarbeiter abgebaut. (Blg./JJJ)

· Die ÖBB Reform der Regierung ist fehlgeschlagen, nun will man durch eine Debatte über das ÖBB- Dienstrecht von dem Scheitern ablenken. Mehrere Landesgesellschaften, sowie der Rechnungshof haben vor Problemen mit der Reform gewarnt. Die ÖBB ist unfähig, aus eigenen Fehlern zu lernen. (Blg./KKK).

· Die ÖBB sind ein Sanierungsfall. (Blg./LLL)

· Es fehlen die Finanzmittel, um neue Züge zu bestellen. Jährlich fehlen dem Personenverkehr der ÖBB 200 Millionen Euro. (Blg./MMM)

· Die zwei Vorstände der ÖBB-Holding erhalten jährlich zusammen 938.000 Euro. Manager des Infrastruktur Betriebs und des Güterverkehrs erhalten fix 250.000 bis 300.000 Euro. (Blg./NNN)

· Gem. Kapitel II. „Wahrung der Ansprüche und Rechte der Arbeitnehmer“, der Richtlinie 2001/23/G vom 12.03.2001, regeln die Rechte der Arbeitnehmer bei Betriebsübergängen bzw. Teilen davon gem. Art. 1.

Hätte das Erstgericht die obigen Feststellungen getroffen, hätte es festgestellt, dass das BBStG gegen diese Richtlinien verstößt. Allenfalls hätte es einen Vorlageantrag stellen müssen (Blg./OOO; ./PPP)

· Der Kläger hat zu GZ 6 Cg 20/05m des Arbeits- und Sozialgerichtes Wien, die Feststellungsklage nach AVRAG eingebracht, betreffend die beklagten Parteien (Blg./PPP)

· Verträge können nur durch beide Vertragpartner einvernehmlich abgeändert werden. Die gewährleisteten Rechte gem. § 4 DO können von den ÖBB-Bediensteten in der ursprünglichen Form vorbehalten werden. Änderungen gelten hier nur dann als angenommen, wenn der Vorbehalt nicht erhoben wird. 

Diese Rechte sind vor allem:

· die regelmäßige Vorrückung. Kürzungen, die Eingriffe in das Besoldungssystem darstellen, sind nicht möglich.

· das Recht auf Unzulässigkeit der Entlassung

· die Fortzahlung voller ständiger Bezüge

· die Vorhineinzahlung der ständigen Bezüge

(Blg./RRR)

2.)
Das Erstgericht hat auch die Aussagen der Zeugen wie im Folgenden angeführt, nicht den Feststellungen zugrunde gelegt. Dies ist umso bemerkenswerter, als das Erstgericht diesen Zeugen erhöhte Beweiskraft und Glaubwürdigkeit in der Beweiswürdigung zugesprochen hat.

Zeuge Kurt Ebner:

Über Vorhalt Blg./B:

„Von den Überschriften her wurden alle Neuregelungen entsprechend umgesetzt.“

Die gewährleisteten Rechte sind in der Dienstordnung in den §§ 4, 40 geregelt. Diese sind jedoch abänderbar, wenn der Bedienstete dem nicht widerspricht.

Meines Wissens hat es seitens des Klägers bzw. der anderen Kläger in den Parallelprozessen keine Ermächtigung an den Vorstand und an die Personalvertretung gegeben, diese Rechte abzuändern. Es ist mir nicht bekannt, dass es in den Jahren 1994/1995 bis 2003/2004 einen Eingriff in die gewährleisteten Rechte seitens des Dienstgebers gegeben hat.

Es ist jedoch anzuführen, dass auch eine Umstellung von einer dreijährigen auf eine zweijährige Vorrückung ein Eingriff ist, wenn auch ein Positiver. Positive Eingriffe hat es in diesen Jahren schon gegeben. Über Frage, ob seitens des Dienstgebers jemals die Umsetzung von nachteiligen Änderungen der AVB den Dienstnehmern näher gebracht wurde:

„Es gab einmal einen Managementtag im Jahr 2002 oder 2003, dessen Kerninhalt über Einsparungsmöglichkeiten auch den Mitarbeitern nahe gebracht wurde. Dies war schon in Vorschau auf die geplante Umstrukturierung......................“

(Seite 22)

Zeuge Dr. Karl Baumberger, Protokoll mStV vom 14.12.2005:

Über Vorhalt der Blg./K:

Diese stand von mir und Mag. Leeb. Die Urkunde Blg./K sollte eine Übersetzung des Textes des § 67 Abs. 3 AVB sein. Da der § 67 Abs. 3 eine Vielzahl von juristischen Verweisen enthält, war eine solche „Übersetzung“ für die Personalisten notwendig, um ihnen die Arbeit damit zu erleichtern.

· im § 67 Abs. 3Z 16 AVB wurde festgehalten, dass die §§ 4, 40 DO gewahrt bleiben. Das bedeutet, dass es zum damaligen Zeitpunkt keine Verschlechterung gegenüber der alten Dienstordnung für die betroffenen Dienstnehmer gab 

(Seite 27, unten; Seite 28, oben)

· Ich habe darauf vertraut, dass durch die AVB keine Verschlechterungen eintreten 

(Seite 29, unten)

Zeuge Mag. Thomas Leeb:

Über Vorlage Blg./K:

Wir haben diese Urkunde damals für den internen Gebrauch für die Personalisten erstellt. Wir wollten einfachen in klaren einfachen Worten punktuell auflisten, was in § 67 Abs. 3 steht. In § 67 Abs. 3 Z 16 ist angeführt, dass es Bestimmungen gibt, die einer alten Fassung weiter gegolten haben, trotz Inkrafttreten der AVB 

(Seite 31)

Hätte das Erstgericht diese Aussagen der Zeugen seinen Feststellungen zugrunde gelegt, so wäre es zum Ergebnis gelangt, dass entsprechend Blg./K die Jeweilsklausel nach den AVB nur für die AVB gegolten haben, und damit die gewährleisteten Rechte für definitiv gestellte ÖBB- Bedienstete nicht von dieser umfasst waren. 

Dies ergibt sich insbesondere aus Blg./K, durch welche gerade die Wahrung dieser Rechte auch von Vertretern der ÖBB an das Personal zur Klarstellung weitergeleitet worden ist! Im Übrigen macht Blg./K deutlich, dass auch ursprünglich – konträr zum nunmehrigen Vorbringen – die ÖBB davon ausging, dass diese gewahrten Rechte auch gewahrt bleiben, sohin gerade nicht unter die Jeweilsklausel fallen. 

Wenn auch die Personalisten nunmehr aufgrund der Drucksituation, in welcher sie sich aufgrund ihres Abhängigkeitsverhältnisses zum Dienstgeber befinden, angeben, dass sie die Auffassung vertreten, dass auch diese gewahrten Rechte unter die Jeweilsklausel fallen, dann widerspricht dies einerseits ihrer eigenen Urkunde, die sie verbreitet haben, und andererseits dem möglichen Widerspruchsrecht gem. § 4 der Dienstordnung. 

3.)
Der Kläger verkennt nicht, dass die geltend gemachten Aktenwidrigkeiten zwar nur unterlassene Feststellungen betreffen, somit Erwägungen im Rahmen der Beweiswürdigung. Auch eine solche Aktenwidrigkeit zwingt aber zur Aufhebung, wenn sie geeignet ist die Entscheidungsgrundlagen zu verändern (3 Ob 505/82).

4.)
Hätte das Erstgericht tatsächlich in konsequenter Folge der getroffenen Beweiswürdigung diese Feststellungen getroffen, hätte es dem Klagebegehren in den Hauptpunkten, jedenfalls aber im Eventualbegehren stattgegeben. 

5.)
Der Kläger rügt die Aktenwidrigkeiten auch als primäre und sekundäre Verfahrensmängel sowie als unrichtige rechtliche Beweiswürdigung.

D.)
Mangelhaftigkeit des Verfahrens

Der Kläger verweist in diesem Zusammenhang, um unnötige Wiederholungen zu vermeiden, auf die Ausführungen zu den sekundären Verfahrensmängeln, der Nichtigkeit, sowie der Aktenwidrigkeit und macht diese auch als primäre Verfahrensmängel geltend. 

E.)
Die klagenden Parteien beantragen daher nachstehendes 

U R T E I L :

Das Oberlandesgericht Wien möge nach Anberaumung einer mündlichen Berufungsverhandlung:

a) das angefochtene Urteil dahingehend abändern, dass dem Klagebegehren zur Gänze im Hauptbegehren, hilfsweise in den Eventualbegehren kostenpflichtig stattgegeben wird.

in eventu

b) das angefochtene Urteil nach Anberaumung einer mündlichen Berufungsverhandlung aufheben, und zur ergänzenden Sachverhaltsfeststellung und Beweisaufnahme an das Erstgericht zurückverweisen;

jedenfalls

c) die klagende Partei zum Kostenersatz des gesamten Verfahrens verpflichten.

II.
K o s t e n r e k u r s :

Die Kostenentscheidung des Erstgerichtes ist offenbar aus folgenden Gründen rechtlich unrichtig: 

1.)
Der Zuspruch erfolgte offenbar nicht auf Basis des tatsächlich Obsiegten. Der Kläger ist im dritten Eventualbegehren durchgedrungen. Er hat somit zu 1/3 obsiegt, weil alle Begehren der Höhe nach gleich bewertet worden sind. Er hat daher nur 2/3 der Kosten der beklagten Parteien zu ersetzen. Die Beklagte hat hingegen 1/3 der Kosten des Klägers und der Pauschalgebühr zu tragen.

2.)
Der Zuspruch des doppelten Einheitssatzes ist nicht gerechtfertigt, weil die Beklagte einen ortsansässigen Anwalt mit ihrer Vertretung betrauen hätte können. Die Beauftragung eines auswärtigen Anwaltes war daher zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung nicht nötig. Der Kostenzuspruch ist in diesem Umfang jedenfalls nicht gerechtfertigt.

3.)
Die klagende Partei stellt daher den 

A N T R A G :

Das Oberlandesgericht Wien möge

die zugesprochenen Kosten auf das gesetzliche Ausmaß reduzieren, und 

die beklagten Parteien zum Kostenersatz verpflichten.

III.
A N R E G U N G gem. Art. 89 Abs. 2 B-VG

Der Kläger und Berufungswerber ist der Auffassung, dass auch aufgrund der vorgelegten Urkunden massive Bedenken im Hinblick auf die Verfassungsgemäßheit des Bundesbahnstrukturgesetzes, sowie der damit einhergehenden Dienstrechtsänderung und den Eingriff in die Betriebsübergangsrichtlinie bestehen. Er regt daher an:

Das Oberlandesgericht Wien möge beim Verfassungsgerichtshof einbringen die Bescheidbeschwerde laut dem umseitigen Vorschlag. 

Linz, am 1.6.2006





Anton Hedenig

Kostenverzeichnis: (Berufungsstrw. € 24.000.—)

01.06.2006
Berufung:
€    580,00

+200% ES


€ 1.160,00
zusammen


€ 1.740,00

+10%Stgz.


€    174,00
Summe


€ 1.914,00

+ 25% VerbGeb. 

€    478,50

Summe


€ 2.392,50

+ 20% USt.


€    478,50

+ PG



€    606,10

Insgesamt


€ 3.477,10
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